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Präsident Dr. Hundhammer eröffnet die Sitzung. 
um 15 Uhr 2 Minuten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich· eröffne· die 
· 79. Sitzung des Bayerischen Landtags .. 

Stenog.r. Ber. d. Bayer. Landta,gs 1952 79. Sitz. (Sig.) 

Nach Artikel 5 Absatz 2 des Aufwandsentschädi-
gungsgesetzes sind entschuldigt oder beurlaubt die 

. Abgeordneten Albert, Demeter, Euerl, Haas, Hagen 
Lorenz, Hauffe, Hofer, Dr. Huber, Dr. Jünglirig, 
Körner, Kramer, Lindig, Nageng.a:st, Riediger, 
Dr. Zdra1ek. - Soeben wird mir .. mitgeteilt, daß 
auch die Abg,eordneten Dr. Seidel und Dr. Guths­
muths sich entschuldigt haben. Mitglieder der 
:Staatsregierung gelten aiber automatisch als ent­
schu1digt, wenn sie nicht in der Lage :sind, an einer 
Sit:ziung teilzunehmen. Seit ~nserer Letzten Vpll­
sitzung hat der Herr A!bgeordnete Lutz das 60. Le-
1bensjahr vollendet. 

(Bravo-Rufe) 

Ich spreche ihm im Namen des Hauses die herz­
lichsten Glückwünsche aus. 

(Allgemeiner Beifall) 

Er entstammt ·einer Flamilie, in der die Mitarbeit 
im Parlament Tradition ist; er sefüer war schon vor 
1933 Mitglied des Landtags. Ich hoffe, daß er noch 
lange in unseren Reihen mitwirken kann. 

Die Staatsr·eg.ierung hat dem Hohen Haus den 
Entwurf eines Zweiten Geset:z;es üiber Zins- und 
'I'ilgiungszuschüsse des bayerisch·en Staates ~ugelei­
tet. Das Gesetz wird im iHa:ushaltsausschuß vor-
1beraten werden. 

Ari.vs der Mitte des Hauses ist a~s Initiativgesetz­
entwurf ein Antrag Haufüeiter und Fraiktion be­
treffend ein Gesetz über die Verwendung von Rück­
zahlungen und Zinsen aus Wohnungsbaudarlehen 
vorgelegt worden. Auch für die Vorberatung dieses 
Entwurfs ist der Haushaltsausschuß zuständig. -
Das Hohe Haus nimmt hievon Kenntnis. 

Da sich für die heutige VoHsitzung wegen drin­
g·ender Verhinderung die Herren Staatsminister 
Dr. Seidei'und Zietsch entschuldigt hahen und auch 
der Herr 1Staatssekretär im Wirtschaftsministerium 
nicht ·anwesend sein kann, dürfte es zweckmäßig 
sein, die Frage·stunde 'abzusetzen. Es fragt sicli, ob 
die Fragiestiunde in dieser Woche ausfo11en oder ob 
sie für morgen angesetzt werden soll. 

(Zurufe: AusfaJlen!) 

- Es wird mir zugerufen, man soll sie ausfallen 

(Widerspruch) 

- Wer idJafür ist, daß die Fragestunde, wie angeregt 
worden ist, in dieser Woche überhaupt a-Qsfällt, der 
möge sich vom Platz erheben. - Ich bitte um die 
Gegenprö1be. - Das erstere war die Mehrheit; die 
Fragestunde fällt in dieser Woche aus. 

iJ3ei der Behandlung der Int·erpellationen müssen 
wir, weH der Herr Sta0atsminister · der Finanzen 
heute nicht ·anwesend ist, eine Veränderung der 
Reihenfolge eintreten l:assen. Ich schlage vor, zu­
nächst die Interpellationen ·zu behandeln, die in 
den Ziffern 4 und 5 der Tagesordnung genannt 
sind. - Das iHohe Haus ist damit einverstanden. 
Es dürfte zweckmäßig sein, die •beiden Interpella­
tionen, die im Kern dieselbe Materie 1betrefien, mit­
einander ·zu verbinden. - Auch dagegen erhebt 
sich keine E.rinnerung. 
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Ich rufe >zunächst ·auf die 

Interpellation des Abgeordneten von Knoerin­
gen und Fraktion betreffend Finanzierung des 
sozialen Wohnungsbaus (Beilage 2397). 

Ich nehme an, daß der A!bgeordnete von Knoerin­
gen sie verliest. - Ich ,erteile ihm das Wort. 

von Knoeringen {SPD), Interpellant: Die Inter­
pellation 1der sozialdemokratischen Fraktion hat fol­
genden Wortlaut: 

Ist die Staatsregierung ibereit, über die durch 
die Kürzung der Bundesmittel für die sozialen 
Woihnungsbau ·entstandene Situation Aufschluß 
zu geben? 

Was gedenkt die bayerische 1Silaatsregieruhg 
zu tun, um den Ausfall ·an ·außerbayerischen 
Mitteln durch andere Mittel auszugleichen? · 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich frage die Staats­
regierung, ob sie 1bereit ist, die Interpellation zu 
beantworten. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: - .Ich bin bereit, 
die Interpellation sofort :zu beantworten. 

Präsident I)r. Hundhammer: - Dann :bitte ich 
den Herrn A!bgeordneten von Knoeringen, die Be-
gründung vorzutragen. · "· 

von Knoeringen (SPD): Meine Damen und Her-
ren! Die Interpellation zerfällt in zwei Teile. Erstens 
einmal "verlangt sie von '<3:er Regierung Aufschluß 
über die Situation ,bezüglich der Bundesmittel, die· 
für den sozialen Wohnungsbau in Bayern zur Ver­
fügung stehen, das heißt Aufschluß über die Art 
der Kürzungen, die in der letzten Zeit bekannt ge- · 
wor·den sind. Zweitens wird gefragt, was die ibaye­
·ri:sche Regierung ·zu tun gedenkt, um für die aus­
fallenden Beträge einen entsprechenden Ausgleich 
t1'lll schaffen. 

Anfang März erhielten wir föe Nachricht, daß 
Bayern eine ·erheibliche Kürzung der Soforthilfe­
mittel des Bundes zu erwarten 'hat. Der Betrag des 
Vorj·ahres in Höhe von 132 Millionen soll in die­
sem Jaihr·e iauf 50,6 Millionen 11eduziert we11den. 
Dies sei, :so wurde verlautbart, dadurch verursacht, 
daß die Soforthilfemittel in den Lastenausgleich 
überführt werden, der nach anderen Gesichtspunk­
ten zur Anwendung komme als das Soforthilfe­
gesetz; Diese Entwicklung hat 1auf dem sozialen 
Wohnungsbaumarkt ·eine besonders schwierige Si­
tuation geschaffen. Nach dem ersten Wohnungs­
ibaugesetz, da1s in den Jahren 1950 und 1951 im 
Bundesgebiet annähernd erfüllt wurde, 1beträgt der 
bayerische Anteil nach dem Länderschlüssel 16 Pro­
zent, das ·sind 48 000 Wohnungen, nach der Bevöl­
kerungszahl 19 Prozent, das wären 57 000 soziale 
Wohnungen in Bayern. Tatsächlich wurden nach 
den Zaihlen, die uns gegeben w;u11den, in Bayern 
gebaut im Jahre 1949 28 000 soziale Wohnungen, 
1950 44 000 und 1951 40 000. w~nn die geplante 
Kürzung eintritt, so ibed:eutet das, daß der soziale 
Wohnungsbau in \Bayern um die Hälfte des vor-

jährigen Volumens reduziert werden muß. Er 
wird also auf 20 000 Wohnungen sinken. Wenn wir 
die höhe11en Baukosten mit einkalkulieren, so wird 
eine weitere Reduzierung die Fo~ge sein. 

Ich glaube also, ich ibrauche nicht große Ausfüh­
rungen über die besondere Bedeutung einer Kür-. 
rung der Mittel für den soz:i!alen Wohnungsbau in 
Bayern zu machen. Gestatten Sie mir aber doch 
einige Hinweise! Abgesehen davon, daß ·eine solche 
Kürzung von40000 oder 45000 auf 20000 Wohnun­
gen oder weniger die Wohnungsnot in den nächsten 
J·ahren erneut schärfer in Erscheinung treten las­
sen wird - über dieses Kapitel möchte ich nicht 
ibesonders sprechen, jeder .&bgeordnete weiß davon 
ein Lied zu singen ·-, sind erhebliche wirtschaft­
liche Nachteile damit verbunden. Der Wohnungs­
bau be.ansprucht in Bayern 1zirka 45 Prozent der 
Bauwirtschaft. Ein A!bsinken des Wohnungsbaus 
auf die Hälfte bedeutet somit eine Minderung der 
Beschäftigung in der Bauwirtschaft um 25 Prozent 
und dem entsprechend größe11e Arbeitslosiglkeit. Die 
wirtschafts• und :arbeitsmarktpolitisch wichtigen 
Wohnungsbaumaßnahmen wel'den eibenfälls auf die 
Hälfte reduziert werden. Das hat zur Folge, daß 
aufbauende und ·ausweitende Industrien die be­
nötigten A11beitskräfte nicht ·an die Industrie heran­
führen können, wie es bisher die Politik vor ·allem 
im sozialen Woihnungsibau war oder zumindest 
hätte sein sollen. 

]lerner we!'den die Maßnahmen zur Bekämpfung 
der strukturellen Arbeitslosigkeit, zur Entlastung 
unserer Notstandsgebiete erheblich eingeschränkt 
werden. Die Auflösung der Flüchtlingslager wird 
jedenfalls im Tempo verlangsamt werden. Die Ab­
wanderung oder Nichtansiedlung 'VOn Industrien in 
Bayern wird dadurch gefö11dert ·werden, weil vor 
aillem die industriereichen und steuerstarken Län­
der imstande sind, aus eigenen Etatmitteln Zu-. 
schüsse izum sozialen Wohnungsbau zu geben. Das 
Land Nordrhein-Westfalen zum Beispiel wird durch 
eine Kürzung der Soforthilfemittel für den sozialen 
Wohnungslbau viel weniger ibetroffen we11den. Es 
ist in der Lage; aus eigenen Mitteln einen Ausgleich 
zu schaffen. 

Meine Damen und Herren! Ich brauche nicht die 
Wirkung zu schildern, die eine solche Reduzierung 
des sozialen Wohnungsbaus rein stimmungsmäßig 
bei den betroffenen Bevölkerungsschichten aus­
lösen muß; das liegt auf der Hand. Die V'el'kürzung 
des sozialen Wohnungsbaus bedeutet ·automatisch 
politische Radikalisierung, sie erschwert unsere 
ganze Arbeit beim Aufbau eines demokratischen 
Staates. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Die Sozi:alidemokratische Fraktion hat sich, wie auch 
andere Fraktionen; eingehend mit dieser Frage be­
schäftigt. Sie ist zu bestimmten Forderungen ge­
kommen, die ich ä.n diesem Zusammenhang vor­
tragen möchte. 

Erntens: Die bayerische Staatsr·egierung muß un­
'bedingt anstreben, daß für die ausfallenden Sofort­
hilfemittel andere Bundesmittel für den sozialen 
Wohnungsbau gerade der 1betroffenen und der 
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schwer tragenden Länder zur Verfügung gestellt 
werden; 

•zweitens; Die Bundeswohnbaumittel müssen be­
sonders in die Gebiete gelenkt werden, wo die 
in'dustrielle Besiedelung eine unbedingte Voraus­
setzung für die Verminderung der Arbeitslosigkeit 
ist; 

(Abg. Stock: Sehr gut! - Richtig! in der Mitte) 

drittens: Es müssen zusätzliche Mittel in die 
Flüchtlingsländer gelenkt werden. Vor allem müs­
sen wir, verehrte Anwesende, feststellen, daß der 
große Plan eines Länderflüchtlingsausgleichs zu­
sammengebrochen ist und •daß wir mit dem Pro­
blem der Eingliederung der Heimatvertriebenen in 
den Produktionsprozeß nur fortig werden können, 
wenn wir dazu die g•esamte Unterstützung des Bun­
des haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

Daher muß der iBurrd - ibisher ist das in ganz ge­
ringem Maße geschehen - die Flüchtlingsländer in 
verstäDktem Umfang unterstützen. 

In Bayern werden wir, wenn wir einigermaßen 
mit diesen Problemen fertig werden sollen, vor 
allen Dingen Industrieinvestitionen brauchen. Das 
ist eine Angelegenheit, die besonders auch bei der 
Beratung des Etats nach der Rede des Herrn Finanz­
ministers zu erörtern sein wird. Aber im Gesamt­
rahmen der Aufgaben, die wir in Bayern zu leisten 
haben,_ bleibt der Wohnungsbau eine erstrangige 
große Aufgabe. 

Die Sozialdemokr·atische Fra.ktioli hat, wie Sie 
wissen, seit jeher gefordert, daß der sogenannte 
Landesentwicklungsplan mit größerer Energie vor­
angetrieben wird. Ich möchte auch in diesem Zu­
sammenhang an den Herrn Ministerpräsidenten 
erneut das Ersuchen richten, mit aller Energie dar­
auf zu dringen, daß der Beirat beim Ministerpräsi­
denten etwas intensiver arbeitet. Gerade wenn wir 
beim Bund vorstellig werden und dabei die beson­
dere Situation Bayerns schildern, wenn wir auf die 
Notwendigkeit der Industriesiedlung in bestimm­
ten bayerischen Gebieten und auf die Notwendig­
keit des sozialen Wohnungsbaus hinweisen wollen, 
brauchen wir genaue Unterlagen. Ich glaube nicht, 
da,ß das bayerische Wirtschaftsministerium heute 
imstande ist, solche Unterlagen für eine Planung 
vorzulegen. Die Arbeiten am Landesentwicklungs­
plan sind also die Voraussetzung für eine ver­
stärkte bayerische Intervention in Bonn. Je klarer 
der Aufbau Bayerns im Rahmen eines solchen Lan­
desentwicklungsplans sichtbar wird, wobei der so­
ziale Wohnungsbau eine große Rolle spielen wird, 
um so gewichtiger wird auch das Wort der baye­
rischen Staatsregierung beim Bundesfinanzministe­
rium sein. Wir sind daher der Meinung, daß auch 
von Bayern aus bestimmte Maßnahmen getroffen 
werden müssen, um in dieser Frage voranzukom­
men. 

Daneben glauben wir, daß jetzt eine straffe1·e 
Lenkung der für den Wohnungsbau zur Verfügung 
stehenden Mittel Platz greifen muß. Während es 
bisher so war, daß man selten eine VTohnung am 

verkehrten Platz bauen konnte, weil überall Woh­
nungen erforderlich waren, kommen wir jetzt in 
eine Situation, wo die an und für sich geringen Mit­
tel sinnvoll und in Verbindung mit der Industrie­
siedlung in Bayern angesetzt werden müssen. Dazu 
wäre nach unserer Auffassung eine zentrale Leit­
stelle erforderlich. Hier haben wir ein überzeugen­
des Beispiel: das Sonderbauprogramm der inner­
bayerischen Umsiedlung 1951, jene Maßnahi:ne also, 
die uns in erster Linie helfen wird, mit unserem 
Heimatvertriebenenproblem einigermaßen fertig zu 
werden. Dieses Sonderbauprogramm ist, das kön­
nen wir sagen, ein hervorragender Erfolg der baye­
rischen Staatsregierung geworden. Den dabei ge­
wonnenen Erfahrungen können wir wesentliche 
Hinweise für die Notwendigkeit einer besseren 
Lenkung der Mittel für den sozialen Wohnungsbau 
entnehmen. In diesem Programm, das 5500 Woh­
nungen umfaßte, sind nicht nur die Menschen an 
den Arbeitsplatz herangeführt worden, sondern 
durch die Form der Durchführung wurden Kosten­
ersparnisse bis zu 2000 DM pro Wohnungseinheit 
erreicht. Hier ist ein erster Versuch gemacht wor­
den, sinnvoll zu lenken, und diese Erfahrungen 
müssen nun ausgeweitet werden. Wir müssen den 
größten Nutzeffekt anstreben und erzielen, wenn 
wir schon so geringe Mittel zur Verfügung haben. 

Hinzu kommt noch - darüber werden wir zu 
sprechen haben, wenn wir uns über die Interpella­
tion bezüglich des 40prozentigen Bundesanteils an 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer unter­
halten -, daß wahrscheinlich auch die 30 Millionen 
gefährdet sind, die wir zum erstenmal in diesem 
Jahr aus den Mitteln des bayerischen Staatshaus­
halts für den Wohnungsbau zur Verfügung stellen 
wollten. Um so mehr werden wir also diese be­
scheidenen Mittel zusammenhalten müssen. 

Außerdem ist es auch erforderlich, daß wir uns 
einmal in einem Ausschuß des Landtags über· die 
Organisation unterhalten und prüfen, ob nicht auch 
die staatliche Organisation bei der Betreuung des 
sozialen Wohnungsbaus sich viel stärker auf die 
wohnungswirtschaft}.ichen und allgemein-wirtschaft­
lichen Belange einstellen muß und sich nicht nur 
als eine Art Bauverwaltung und Geldausgabestelle 
in erster Linie betätigt. 

(Sehr richtig!) 

Man muß volkswirtschaftlich denken! In diesem 
Zusammenhang muß ich erneut erwähnen, daß wir, 
je rascher wir zu einer zusammenfassenden volks­
wirtschaftlichen Lenkung auch dieser Aufgaben 
kommen, um so eher imstande sein werden, die 
heutige schwierige Situation in einzelnen Gebiets­
teilen unseres Landes zu überwinden. 

Und nun noch einen letzten Gedanken, meine 
Damen und Herren! Wenn ich ihn als Vei;:treter 
einer Partei, die der Regierung angehört, aus­
spreche, so will ich damit der Regierung keine Vor­
würfe machen, ihr aber doch eine gewisse An­
regung geben. Ich glaube, es ist notwendig, daß die 
bayerische Regierung in Zukunft in Bonn eine 
etwas lautere Sprache führ:t. 

(Sehr gut!) 

2 
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Es kann sehr wohl sein, daß die Minister der 
bayerischen Staatsregierung in Bonn, im Bundes­
rat, sagen wir einmal, aktiven An~eil an den Ent­
scheidungen nehm~n. Das muß aber auch draußen 
im Lande gehört werden. Da wäre es meines Er­
achtens sehr erwünscht, wenn der zuständige Mini­
ster, in diesem Fall der Herr Innenminister, einmal 
Gelegenheit nehmen würde, das bayerische Volk 
über den bayerischen Rundfunk über die Situation 
im sozialen Wohnungsbau aufzuklären. Ich glaube, 
es besteht aller Anlaß, das zu tun, weil sonst die 
Kürzungen im sozialen Wohnungsbau der Regie­
rungs- und der Landtagsarbeit. in Bayern zur Last 
gelegt werden, was die Regierungskoalition genau 
so treffen wird wie die Opposition, der man dann 
vorwerfen wird, sie sei nicht imstande gewesen, der 
Regierung Beine zu machen. 

(Abg. Donsberger: Das habt Ihr doch bei den 
Gemeindewahlen schon breit dargelegt!) 

Wir sind jetzt nicht bei den Gemeindewahlen, 
sondern im Landtag, und ich habe das auch nicht 
breit dargelegt. Ich richte nur die Aufforderung an 
die Opposition, sich darüber klar zu sein, daß wir 
in einem Boot sitzen. 

(Zuruf rechts: Auch in Bonn! -Abg. Dr.Baum­
gartner: Sehr gut! Man sieht es in Bonn, daß 

wir in einem Boot sitzen!) 

- Wir sitzen in einem Boot und wir müssen uns 
darum kümmern, daß unsere bayerische Staats­
regierung im Landtag einen entsprechenden Rück­
halt hat. Daher erwarte ich jetzt von Ihnen, Herr 
Dr. Ba:umgartner, als Oppositionsführer eine falmi­
nante Rede zur Unterstützung der bayerischen 
Staatsregierung in Bonn. 

(Heiterkeit und Beifall, insibesondere bei 
der SPD) 

Die Fragen des sozialen Wohnungsbaus werden 
uns noch lange als Problem Nr.· 1 begleiten. Ich 
glaube aber, wir müssen sie uns immer wieder ins 
Gedäc;htnis zurückrufen und vor allem unser Volk 
über die Schwierigkeiten aufklären. Im vergange­
nen J,ahr wurden in Bayern 65 000 Wohnungen 
gebaut, eine beachtliche Leistung, wenn man weiß, 
daß einschließlich der großen Bauleistungen des 
nationalsozialistischen Reichs die Rekordzahl vor 
dem Kriege in Bayern nur 30 000 Wohnungen be­
tragen hat. 65 000 Wohnungen sind also wirklich 
eine Leistung. Wenn wir diese Leistung nicht hal­
ten können, schaffen wir Zustände, die die Grund­
lagen unserer Demokratie erschüttern. Deshalb ist 
der 'soziale Wohnungsbau nach unserer Auffassung 
die beste G3:rantie für die allgemeine Sicherheit. 

(Starker Beifall links) 

Präsident Dr. Hundhammer: Da die Beantwor­
tung der Interpellationen nach Ziffer 4 und 5 unse­
rer Tagesordnung und die Aussprache hierüber ver­
bunden werden kann, rufe ich auf die 

Interpellation der Abgeordneten Meixner, 
Dr. Schubert und Fraktion betreffend Finan-

zierung des sozialen Wohnungsbaus (Bei­
lage 2398). 

Die Interpellation wird durch den Herrn Abge­
ordneten Dr. Schubert verlesen. 

Dr. Schubert (CSU), Interpellant: Herr Präsident, 
Hohes Haus! Die Interpellation der Fraktion der 
Christlich-Sozialen Union hat folgenden Wortlaut: 

Nach 'vorliegenden Pressemeldungen sollen 
die Mittel für den sozialen Wohnungsbau von 
seiten des Bundes um etwa 30 Prozent gegen­
über dem Vorjahr gekürzt werden. 

In der Öffentlichkeit herrscht ernste Besorg­
nis darüber, daß durch eine solche Kürzung 
der soziale Wohnungsbau überhaupt gefährdet 
erscheint. · 

Ist die Staatsregierung bereit, Auskunft zu 
erteilen über die derzeitige Situation sowie 
über die Maßnahmen, welche sie zur Siclierung 
einer ausreichenden Finanzierungshilfe für den 
sozialen Wohnungsbau für das Haushaltsjahr 
1952/53 getroffen hat? 

Präsident Dr. Hundhammer: Da die Regierung 
schon vorhin erklärt hat, zur Beantwortung der 
inhaltlich die gleiche Materie betreffenden Inter­
pellation der SPD bereit zu sein, darf ich anneh­
men, daß sie auch in der Lage ist, diese Interpella­
tion zu beantworten. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Die Bereitschaft zur 
Beantwortung erstreckt sich auch auf diese Inter­
pellation. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile dem 
Herrn Abgeordnete!} Dr. Schubert das Wort zur 
Begründung der Interpellation. 

Dr. Schubert (CSU), Interpellant: Da der Herr 
Abgeordnete von Knoeringen bereits konkrete An­
gaben über den sozialen Wohnungsbau gemacht 
und besonders auch auf die wichtigen wirtschaft­
lichen Auswirkungen hingewiesen hat, kann ich 
mich auf einige grundsätzliche Ausführungen be­
schränken. Einzelne praktische Vorschläge könnten 
noch im Rahmen einer sich anschließenden Diskus­
sion erörtert werden, falls eine solche gewünscht 
wird. 

Von den vielen Nöten, die Kriegs- und Nach­
kriegszeit u.ns aufgebürdet haben, lastet die Woh­
nungsnot vielleicht am schwersten auf uns allen. 
Von den 10112 Millionen Wohnungen des Bundes-

. gebiets sind allein 2,3 Millionen durch Kriegsein­
wirkungen zerstört worden. Die Aufnahme der Hei­
matvertriebenen und anderer entwurzelter Per­
sonengruppen erfordert einen zusätzlichen Bedarf 
von ebenfalls 2,3 Millionen Wohnungen. Dazu 
kommt der durch die normale Bevölkerungsent­
wicklung bedingte Mehrbedarf von noch einmal 
1,2 Millionen Wohnungen. Das ist ein Gesamtbedarf 
von rund 6 Millionen Wohnungen. Seit der Wäh­
rungsreform sind eine Million Wohnungen neu ge­
schaffen worden, ein stolzes Werk, das alle aus-
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ländischen Leistungen, einschließlich der amerika­
nischen, weit übertrifft. 

(Bravo! bei der CSU) 

Dennoch bleibt ein Realbedarf von 5 Millionen 
Wohnungen. Diese Zahl enthüllt einen Notstand 
von katastrophalem Ausmaß. 

Bayern allein hat für die nächsten 15 Jahre einen 
Bedarf von 1,1 Millionen Wohnungen. Der Landtag 
hat bereits einen Beschluß gefaßt, jährlich etwa 
66 000 Wohnungen zu bauen. Von dem Gesamtauf­
wand für den sozialen Wohnungsbau standen für 
Lagerauflösung und Binnenumsiedlung im Jahre 
1951 35,7 Millionen D-Mark zur .Verfügung. Wer­
den die Kürzungen tatsächlich durchgeführt, dann 
verbleiben uns 1952 für diese Zwecke nur noch 
24 Millionen D-Mark. Daraus erkennen Sie, wie 
kraß tatsächlich der Notzustand auf dem Woh­
nungssektor heute ist. 

Damit allein ist es aber nicht getan. Die Woh­
nungsnot ist nicht nur eine materielle Bedrängnis; 
sie ist auch die Wurzel einer Reihe anderer noch 
größerer und tieferer Übel. Das Nebeneinander von 
Menschen aller Altersstufen und beiderlei Ge­
schlechts auf engstem Raum führt unausweichlich 
zu seelischer Zermürbung, höhlt in fortschreiten­
dem Maße die Persönlichkeit aus, läßt den Men­
.schen zur Masse herabsinken und gibt ihn schließ­
lich dem Nihilismus preis. Wo es aber einmal so­
weit gekommen ist, breiten sich nicht nur Krank­
heiten und Seuchen aus, sondern dort lösen sich 
auch die. Bande jeder sittlichen Ordnung auf; dort 
entstehen die Brutstätten der Kriminalität, dort 
wird das individuelle Elend zur tödlichen Gefahr 
aller Gemeinschaft. 

Deshalb ist der s o z i a 1 e W o h n u n g s b a u 
eine vordringliche staatspolitische Aufgabe unserer 
Zeit. Der soziale Wohnungsbau festigt wie sonst 
nichts die sittlichen Grundlagen des Familien­
lebens. Der soziale Wohnungsbau ist auch eine 
wesentliche Voraussetzung für die berufsmäßige 
Eingliederung der Heimatvertriebenen. Der soziale 
Wohnungsbau ist das Fundament, auf dem eine 
umfassende soziale Neuordnung errichtet werden 
muß. Eine entschlossene Politik der sozialen Ge­
rechtigkeit ist die wirkungsvollste Art der Bekämp­
fung des Bolschewismus. Sie ist auch der überzeu­
gendste Ausdruck eines echten Tatchristentums. 
Eine konsequente Politik der sozialen Gerechtigkeit 
gewährleistet auch am sichersten den Bestand und 
die Aufwärtsentwicklung der deutschen und euro­
päischen Demokratie. 

(Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Interpellationen erteile ich das Wort dem Herrn 
Staatsminister des Innern. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Die ernste Lage, in die der 
soziale Wohnungsbau im Jahre 1952 kommen würde, 
wurde von den Wiederaufbauministern der Länder 
schon früh erkannt. Sie haben schon in der Mini-

sterkonferenz vom 4. Juli 1951 den Bundeswoh­
nungsbauminister eindringlich darauf hingewiesen 
und gleichzeitig den Baufinanzierungsausschuß der 
Arbeitsgemeinschaft der Wiederaufbauminister be­
auftragt, Grundsatzfragen für die Förderung des 
Wohnungsbaus auszuarbeiten. Die damals voraus­
zusehenden Schwierigkeiten sind nunmehr in voller 
Stärke eingetreten. Sie treffen nicht nur Bayern, 
sondern die Mehrzahl der Bundesländer. Das Rück­
grat der Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus 
bilden die öffentlichen Mittel, die von wenigen Aus­
nahmen abgesehen nachstellig eingesetzt werden. 

Ein Vergleich aller im Jahre 1951 und im Jahre 
1952 verfügbaren Mittel ergibt folgendes Bild: Im 
Jahre 1951 standen für den sozialen Wohnungsbau 
insgesamt 231,47 Millionen D-Mark zur Verfügung. 
Dazu kam ein Haushaltsüberhang von 1950 in Höhe 
von 11,5 Millionen D-Mark und ein Vorgriff auf 
1952 in Höhe von 15 Millionen D-Mark. Das sind 
insgesamt 257,97 Millionen D-Mark. Im Jahre 1952 
betragen die verfügbaren Mittel demgegenüber nur 
172,23 Millionen D-Mark. In diesen 172,23 Millio­
nen D-Mark sind aber eine Reihe Beträge enthal­
ten., die nicht für den sozialen Wohnungsbau im 
2. Rang verwendet werden können, sondern ander­
weitig zweckgebunden sind - so für die Durch­
führung von Sonderbauprogrammen insgesamt 
46,7 Millionen D-Mark; es fallen darunter Binnen­
umsiedlung und Lagerauflösung mit 33 Millionen 
D-Mark, Mittel für Altbesatzungsverdrängte in 

.Höhe von 3,8 Millionen D-Mark, Mittel für Berg­
arbeiter- und Arbeiterwohnungen der eisenschaf~ 
fenden Industrie mit 5,9 Millionen D-Mark, Lehr­
lings- und Studentenheime mit 2 Millionen D-Mark 
und der landwirtschaftliche Wohnungsbau mit. 
2 Millionen D-Mark. Als Ersatz für Eigenkapital 
dienen in diesem Jahr 25,28 Millionen D-Mark. 
Hierher gehören Finanzierungshilfen mit 5,28 Mil­
lionen D-Mark, Staatsdienerdarlehen mit 7 Millio-

. nen D-Mark, Versorgungszuschüsse für Lagerauf­
lösung, die das Bundesministerium stellen soll, mit 
10 Millionen D-Mark und Grundförderung mit 
3 Millionen D-Mark. Da:s ergdJbt die bereits erwähn­
ten 25,28 Millionen D-Mark. Für den staatseigenen 
Wohnungsbau sind im ganzen 3,0 Millionen D-Mark 
vorgesehen. Die Sonderbauprogramme erfordern 
also insgesamt einen Aufwand von 74,98 Millio­
nen D-Mark, so daß sich der genannte Betrag von 
172,23 Millionen D-Mark um rund 75 Millionen 
D-Mark verringert und für den sozialen Wohnungs­
bau im 2. Rang nur mnd 97 Millionen D-lvrark zur 
Verfügung stehen. 

(Hört, hört!) 

Nun deckt sich aber das Haushaltsjahr nicht mit 
dem Kalenderjahr und somit auch nicht mit dem 
an das Kalenderjahr sich anlehnenden Baujahr. Im 
Baujahr 1951 wurden außer den obengenannten 
231,5 Millionen, wie ich schon sagte, noch 11,5 Mil­
lionen überhängende Mittel des Rechnungsjahrs 
1950 und vorgriffsweise auch 15 Millionen des Rech­
nungsjahrs 1952 verplant und bewiligt. Das ergibt 
die von mir bereits genannte Summe von 257,9 Mil­
lionen D-Mark für das Jahr 1951. Da die 1951 im 
Vorgriff verwendeten Mittel im Jahre 1952 abge­
deckt werden müssen, vermindern sich sonach die 
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für 1952 verfügbaren Mittel auf rund 172,2 Millio­
~en D-Mark. Der Fehlbetrag gegenüber 1951 steigt 
mfolgedessen 1auf rund 85,7 Millionen D-Mark. 

Der Vorschlag, noch im Herbst 1951 rund 15 Mil­
lionen D-Mark, die vom Bund fest zugesagt waren, 
zu verplanen, ging von der Obersten Baubehörde 
aus. Ich habe ihm damals zugestimmt, weil einer­
seits eine große Anzahl bis auf die Staatsbaudar­
lehen einwandfrei finanzierter Bauanträge vorlag 
und andererseits erschreckend frühzeitig eine große 
Arbeitslosigkeit bei den Bau- und Baustättenarbei­
tern sich abzeichnete. Es ist ____: auch infolge des 
schönen Herbstes - gelungen,, die Abwanderung 
flüssiger Hypotheken- und Eigengelder aus dem 
Wohnungsbau zu verhindern und die Arbeitslosig­
keit in den milden Wintermonaten fühlbar einzu­
dämmen. 

Nicht wegzuleugnen ist aber die betrübliche Tat­
sache, daß in diesem Jahr für den sozialen Woh­
nungsbau 85,7 Millionen_ D-Mark nachstellige D~r­
lehen, also rund 35 Prozent, weniger zur Verfügung 
stehen als im Vorjahr. Worauf ist dies nun in erster 
Linie zurückzuführen? Hier wirft der Lastenaus­
gleich seine Schatten voraus. Im Vorjahr flossen 
dem Lande Bayern aus den Umstellungsgrund­
schulden neun Zehntel des Aufkommens zu was 
einen Betrag von 72 + 8,5 = 80,5 Millionen D-Mark 
ausmachte. Weitere 78,8 Millionen D-Mark wurden 

- vom Hauptamt für Soforthilfe zum Teil gebunden 
für die Binnenumsiedlung und die Lagerauflösung 
bereitgestellt, während jetzt die Umstellungsgrund­
schulden global dem Lastenausgleich zufließen und 
vom Hauptamt für Soforthilfe bisher nur 65,6 + 
20 Million_en D-Mark gegenüber einem Gesamt­
betrag von 159,3 Millionen D-Mark im Vorjahr :z;Ür 
Verfügung gestellt wurden. Große Beträge, die das 
Hauptamt für Soforthilfe und der Bund im Jahre 
1952· für den Wohnungsbau Z1:lr Verfügung stellen, 
werden für die Umsiedlung von Land zu Land be­
nötigt. Bayern ist an dieser Umsiedlung bekanntlich 
nur als Abgabeland beteiligt. Für diesen Zweck 
werden aus Mitteln des Hauptamtes für Soforthilfe 
100 Millionen D-Mark und aus Haushaltsmitteln 
des Bundeswohnungs1ninisteriums 52 Millionen 
D-Mark den Aufnahmeländern, zu denen Bayern 
nicht gehört, zufließen. Leider wurden gelegentlich 
des Finanzausgleichs zwischen Bund und Ländern 
im Herbst des vorigen Jahres, bei dem der Bundes­
finanzminister bekanntlich 32 Prozent der Ein.., 
kommen- und Körperschaftssteuer forderte, aber 
nur 27 Prozent erhielt, die Bundeshaushaltsmittel 
für de11- sozialen Wohnungsbau in Höhe von 91 Mil­
lionen D-Mark gesperrt. Sie sind bis jetzt noch nicht 
freigegeben; ihre Freigabe ist aber dieser Tage zu 
erwarten, Gegenwärtig besteht eine gewisse Aus­
sicht, daß vom Bund wenigstens noch ein Betrag -
von 100 Millionen D-Mark bereitgestellt wird, von 
dem Bayern dann etwa 16 Millionen D-Mark erhal­
ten würde. Ferner werden vom Hauptamt für So­
forthilfe für die am stärksten mit Heimatvertrie­
benen belegten Länder noch 50 Millionen D-Mark 
bereitgestellt, wovon \Bayern 20 Millionen D-Mark 
erhalten wird. 

Für den Staatshaushalt 1952/53 hat das Staats­
mini:sterium des. InneTn 'bereits mit Schreiben vom 
25. Sept·ember 1951 vom Staatsministerium der 
Finanzen eine Erhöhung der Landesmitt~l für den 
sozialen Wohnungsbau um mindestens 50 Millionen 
D-Mark gefordert. Durch Beschluß des Ministerrats 
un:d des Lail!dtags ist es möglich gewesen daß 
mindestens 30 Millionen D-Mark zur VerfUgung 
st~hen . .Alb~r diese zweit11angigen Mittt=l genügen in 
kemer We1se, um die entstehende Finanzierungs­
lücke zu schließen und um den aufgestauten Bedarf 
·auch p.ur annäh'ernd zu befriedigen. 

Neben den öffentlichen Mit~eln sind a1ber auch 
solche im ersten Rang erforderlich. Ste wissen alle, 
daß durch die Währungsreform, die den Pfand­
brieföesit:zler und den ·kleinen ,Sparer in keiner 
Weise verschont hat, der Sparwille des deutschen 
Volfues schwerstens bee'inträchtigt wurde. Trotzidem 
begann das deutsche Volk wieder ·zu sparen. Da 
kiam die Korea-Krise, ein ·zweiter Schlag, der den 
SparwiUen erneut beeinträchtigte. Da d·i:e Preise 
nicht stail?il iblieben, ibeg.ann, übrigens durchaus v·er­
ständlich, die Flucht in den Verbrauch. Es ist nur 
zu begreiflich, daß jeder seine verfüg<baren Mittel 
in Sachwerten anzulegen versuchte; nachdem er 
fostgestellt ihatte, daß die Preissteigerung .~in V.iel-­
faches des etwaigen Zinserlöses beträgt. Dazu 
kommt seit ·einiger Zeit der Umstand, daß von 
maßgeiblichen Wirtschaftskreisen eine wesenfüche 
Erhöhung des langfristigen Kapitalzinses angestrebt 
wird. Obwohl sich sowohl die Vertreter der Real­
kreditinstitute als auch der wohnungswirtschaft­
liche Beirat !beim Bundesministerium für Woh­
nungsbau ·entschieden .gegen d:i:e1se Bestrebungen 
.gewendet haben und mit überzeugenden Beweis­
gründen vor den Auswirlmngen einer solchen Zins­
politik warnt·en, ist durch die Deibatte über die Zins­
·erhöhung in der Öf:ßentlichkeit ein neues Unsicher­
heitsmoment entstanden, das diie Spartäti~keit noch 
stärkier lähmt ·als ibisiher schon der Korea-Konflikt 
und die steigenden Preise. Es ist v·er.ständlich, daß 
gegenwärtig niemand fr.eiwifüg Pfandibriefe mit 
einem Zinssatz von 5 oder 6 Prozent kauft, wenn 
er glawbt, die A'Ussicht zu haben, in kurzer Zeit für 
·dia:s •gleiche Papier 8 Prozent Zins zu erhalten. Für 
die Durchführung des Wohnungsbaus jedenfalls 
würde sich die Erhöhung des Zinssatzes ungünstig 
auswirken. Denn ein Zinssatz von 8 Prozent kann 
im so:z;ialen Wohnungsbau auch :im ersten Rang kei-
nesfans getragen werden. , 

Im Vorjahr war es dem Staatsmin:i:sterium der 
Fananzen möglich, durch Übereinkommen mit dem 
Ha:uptamt für Soforthilfe 30 Millionen D-Mal'lk für 
erste Hypotheken vorzufünanzieren. LeMer kann ' 
eine gleiche Maßnaihme heiller nicht mehr durchge­
führt werden, da bisher die Ablösung der Vorfinan­
:ziierungsmittel durch die HeaJfü:reditinstitute noch 
n:icht mögld.ch war. Ferner :hat das Finanzministe­
rium im Jahre 1951 weitere 20 Millionen D-Mark 
refinanziert. E[ne ähnliche Maßnahme ist heuer 
auch geplant. Sie wird 'Vli.elleicht auf gewisse 
Schwier.igkeiten bei' den Realkreditinstituten stoßen 
die aber, wie ich hoffe, ibesed:bigt werden können. ' 

Neben den öffentlichen und den erststelH.gen 
Mitteln sind für die Finanzierung der einzelnen 
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Baruvorhaiben auch Eigenmittel erforderlich. Eii.ne 
große Hilfe brachte !hier diie vom Hauptamt für 
Soforthilfe gewährte Finanzierungshilfe im Betrag 
von 2000 DM lbei Klelinsiedlungen und Eigenhed.men 
und von 1000 DM bei Miietwohnung.en. Die Heimat­
vertriebene1i konnten sie d.n großem Umfang in 
Anspruch nehmen, da das Hauptamt für Sofort­
hilfe sie in reichliichem Maße, nämHch mit einem 
Betr·ag von 20,6 Millionen D-Mark, zur Verfügung 
gestellt hatte. Für den glekhen Zweck sind in die­
sem Jahr zunächst nur 5,28 Mifüonen D-Mark vor­
handen, ·ein Betrag, der kaum ausre~cht, um die 
innerbayeDische Umsiedlung und die so vordrd.ng­
liche Lagerauflösung mit der erforderlichen Finan­
zierungshilfe auszustatt~n. 

Weitere Mii ttel ·als Ersatz für . das den Flüch t­
lingen fehlende E:igenJkapitel wurden in Form von 
Zuschüssen für Wohnungs1bauten :zJur Auflösung der 
Massenlager bereitgestellt. Im vorigen Jahr waren 
es 6 Millionen D-Mark. Heuer besteht bisher nur 
die Aussicht, 5 bis 10 Millionen D-Mark für diesen 
Zweck zu erhalten. Eine !bindende Zusage des Bun­
desinnenmind.steriums, das hierfür .zuständig ist, 
liegt ·aHerdd.ngs noch nicht vor. Hierzu kommen in 
beschränktem Umfäng noch Mittel der wertschaf­
fenden Arbeitslosenvei·sii,:herung und -fürsorge 

·(Grundförderungsmittel des iBundes und Beitrags­
mittel). 

Das Eigenkapital der Trägergesellschaften, also 
in erster Linie der gemeinnützigen Wohnungsunter­
nehmen, der Wohnungsbaugesellschaften usw., ist 
zum größten Teil aufgebraucht. Das etwa vorhan­
den gewesene Baugelände, das als Eigenkapital 
eingesetzt werden konnte, ist bebaut. Auch dadurch 
wird sich gegenüber dem Vorjahr ein fühlbarer 
Ausfall ergeben. 

Es ist zu befürchten, daß die Arbeitgeberdarlehen 
der Industrie heuer im geringeren Ausmaß fließen, 
da diese vielfach größere Investitionen in ihren 
Betriebsanlagen vornimmt. 

Auch die Beschränkung der 7-c-Mittel auf den 
Betrag von 7000 DM je Wohnung wird sich aus­
wirken. Der Eingang aus solchen Mitteln ist übri­
gens in dem wirtschaftlich nicht so hoch entwickel­
ten Bayern bedeutend geringer als etwa in Nord­
rhein-Westfalen oder in den Städten Hamburg und 
Bremen. 

Die teilweise doch reichlich überspannten Erwar­
tungen auf Selbsthilfe wurden, von einzelnen Aus­
nahmen abgesehen, nicht in dem Umfang erfüllt, 
daß die Selbsthilfe als entscheidender Beitrag zum 
Wohnungsbau gewertet werden könnte, wenn auch 
zu hoffen ist, daß in diesem Jahr auf dem flachen 
Land unter Einschaltung der Selbst- und Nachbar­
hilfe eine größere Anzahl von kleinen Eigenheimen 
gebaut werden kann. 

Die im Wohnungsbau verwendeten Mieterdar­
lehen sind ein Kapitel für sich. Keinerlei Bedenken 
können gegen solche erhoben werden, soweit sie im 
frei finanzierten und steuerbegünstigten Woh­
nungsbau eingesetzt werden und nicht, wie dies 
verschiedentlich geschehen ist, von unverantwort­
lichen .Elementen Mißbrauch getrieben wird. Er-

freulicherweise fließen diese Darlehen immer noch 
in großem Umfang. Aber gerade für die spezielle 
Aufgabe des sozialen W'ohnungsbaus ist deren Her­
einnahme nicht unbedenklich; denn für diejenigen 
Volkskreise, für die der soziale Wohnungsbau in 
erster Linie bestimmt ist, die Flüchtlinge, die Aus-· 
gebombten, die Masse der Arbeiterschaft, aber auch 
die Angestellten und Beamten, kommen sie wenig 
in Frage. Diese Kreise können die üblichen Beträge 
von 3000 bis 5000 DM unmöglich selbst aufbringen. 
Es muß im Gegenteil dafür gesorgt werden, daß 
eine entsprechend große Anzahl von Wohnungen 
ohne die Verpflichtung, Mieterdarlehen dafür auf­
zubringen, den Bevölkerungskreisen zur Verfügung 
steht, 

(Zuruf: Das ist richtig!) 

die sich am schwersten selbst helfen können. Das 
wird allerdings automatisch zu einer Erhöhung der 
Mittel im zweiten Rang bei den Bauvorhaben für 
diese Kreise führen, muß aber in Kauf genommen 
werden, um zu verhindern, daß im s.ozialen Woh­
nungsbau am eigentlichen Bedarf vorbeigebaut 
wird. · 

Auswirkungen des jüngst vom Bundestag verab­
schiedeten Wohnungsbauprämiengesetzes werden sich 
in größerem Umfang erst im Jahre 1953 einstellen. 
Voraussichtlich ist zwar mit einer nennenswerten 
Erhöhung der Eigenmittel im sozialen Wohnungs-· 
bau zu rechnen, dem steht aber eine Verminderung 
der Bundeshaushaltsmittel für den Wohnungsbau 
gegenüber, da die Prämien bekanntlich aus diesen 
Mitteln geschöpft werden müssen. 

Eä.n weiterer Umstand, der den sozialen Woh­
nungsbau in diesem Jahr stärkstens beeinflussen 
wird, ist die Tatsache, daß seit dem Vorjahr die 
Baukosten 11.1m 20 bis 25 Prozent gestiegen sind. 
Dies allein. führt bei gleichbleibenden Mitteln zu 
einer Verminderung des Bauvolumens um etwa 
25 Prozent; denn der Standard einer Wohnung kann 
nicht mehr wesentlich gesenkt werden, wenn er 
nicht auf einen Grad absinken soll, der im Inter­
esse der Bevölkerung nicht hingenommen werden 
kann. 

Bei der Erhöhung der Baukosten muß beachtet 
werden, daß die Mehrkosten nur im zweiten Rang, 
also nur aus öffentlichen Mitteln ausgeglichen wer­
den können, da die Richtsatzmiete eine· Erhöhung 
der ersten Hypothek mit ihren hohen Zinssätzen 
nicht zuläßt. Früher konnte auch im sozialen 
Wohnungsbau die erste Hypothek einen Betrag von 
40 Prozent der Baukosten erreichen, jetzt nur mehr 
einen solchen von 20 Prozent.· 

Die drohende Verminderung des sozialen Woh­
nungsbaues, der im letzten Jahr zwischen 40 und 
50 Prozent des gesamten Bauvolumens betrug, wird 
auch schlechte Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
und die Gesamtwirtschaft mit sich bringen. Im Vor­
jahr wurden in Bayern auch in der Hochsaison im-· 
mer noch rund 18 000 erwerbslose Bauarbeiter und 
über 20 000 erwerbslose Baustättenarbeiter gezählt. 

Nach den Z_ahlen im Februar 1951 und im Februar 
1952 ist die Zahl der erwerbslosen Baufacharbeiter 
und der erwerbslosen Baustättenarbeiter in diesem 
Monat um rund 10 000 höher als im Vorjahr. Man 
ist sich allgemein darüber klar, daß das erste Woh-· 

3 
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nungsbaugesetz gewisse Mängel aufweist, wobei als 
erster der genannt werden muß, daß zwar in § 1 
bestimmt wird, jährlich sind 300 000 Wohnungen zu 
bauen, daß hierfür aber im Gegensatz keine stetig 
fließenden Finanzierungsquellen eröffnet wurden. 
Nach dem ersten Weltkrieg wurde bekanntlich bei 
einem bedeutend kleineren Fehlbestand an Woh­
nungen die Hauszinssteuer geschaffen, die jährlich 
im Reichsgebiet 800 Millionen Reichsmark bis eine 
Milliarde Reichsmark erbrachte. 

Ein fester Betrag für den Wohnungsbau ist weder 
im Bundeshaushalt noch in den Haushalten ·der 
Länder und Gemeinden, aber vorerst auch nicht 
beim Hauptamt für Soforthilfe vorgesehen. Es 
müßte gefordert werden; daß, wie für die übrigen 
Pflichtleistungen des Bundes, auch für den Woh­
nungsbau ein fester Betrag im Bundeshaushalt 
wenigstens auf die Dauer des ersten Wohnungsbau­
gesetzes eingesetzt wird. Die Wiederaufbauminister 
halten einen jährlichen Betrag von 500 bis 600 Mil­
lionenD-MarkBundeshaushaltsmitteln für den Woh­
nungsbau für unbedingt erforderlich. Ähnlich 
müßte auch in den Haushalten der Länder und Ge­
meinden und insbesondere auch des Hauptamtes 
für Soforthilfe verfahren werden. 

Selbst wenn es ermöglicht wird, daß im gleichen 
Umfang wie in den Jahren 1950 und 1951 weiterhin 
Wohnungen erstellt werden, würde die Wohnungs­
not frühestens in etwa 15 Jahren beseitigt werden 
können. Daß wenigstens dies gewährleistet sein 
muß, darüber dürften wohl keinerlei Zweifel be­
stehen. · 

Um die Möglichkeit der Aufbringung der hierfür 
erfordei:lichen Mittel aufzuzeigen, hat die Arbeits­
gemeinschaft der Wiederaufbauminister Vorschläge 
ausgearbeitet, die dem Ausschuß für Wohnungsbau 
des Bundestags und des Bundesrats und jetzt auch 
d!=m Herrn Bundeskanzler Dr. Adenauer vorgetra­
gen wurden. Dieser hat die Bedeutung des sozialen 
Wohnungsbaues in einer Besprechung mit Vertre­
tern der Wiederaufbauminister voll anerkannt. Es 
wurden verschiedene Wege aufgezeigt, wie die Be­
schaffung der erforderlichen Mittel ermöglicht 
würde: Einmal die Erhebung einer Art Notopfer 
für den Wohnungsbau. In welcher Form dieses Not­
opfer erhoben werden könnte, darüber werden 
gegenwärtig Erhebungen von einem hierfür einge­
setzten Ausschuß zusammen mit Vertretern· des 
Bundeswohnungsministeriums · vorgenommen. Es 
bestünde die Möglichkeit, das Notopfer in Form 
eines Zuschlags zur Einkommensteuer zu erheben, 
was den Vorteil hätte, daß den sozialen Erforder­
nissen Rechnung getragen würde und die Er­
hebungsgrundlagen nicht neu geschaffen werden 
müßten. Aber dieser Weg wird von der Mehrzahl 
der Länder abgelehnt. 

Möglich wäre sodann die Erhebung des Notopfers 
durch einen Zuschlag zur Grundsteuer auf der 
Grundlage des Einheitswertes oder in einem ähn­
lichen Verfahren. Für Bayern käme in diesem Falle 
wohl die Wiedereinführung der Baunotabgabe in 
Frage, da hierfür die Erhebungsunterlagen vorhan­
den sind und damit auch bei Einbau sozialer Zuge­
ständnisse erhebliche Mittel für den Wohnungsbau 

gewonnen werden könnten. Die Baunotabgabe er­
brachte zur Zeit ihres Bestehens ein Jahresaufkom­
men von über 50 Millionen D-Mark. 

Ferner ist vorgeschlagen, die Mieten allmählich 
so zu erhöhen, daß in einem gewissen Zeitraum die 
Kostenmiete erreicht würde. Dabei handelt es sich 
um einen volkswirtschaftlich starken Eingriff, der 
aus sozialpolitischen Gründen einer sorgfältigen 
Überlegung bedarf. 

Die Befürchtungen, die der Interpellation zu­
grunde lagen, sind, wie Sie meinen Ausführungen 
entnehmen können, nur zu sehr begründet. Wenn 
im gleichen Umfang wie in den Vorjahren in Ba::y­
ern Wohnungen errichtet werden sollen, so müßten, 
da im Durchschnitt etwa 6000 DM je Wohnung an 
öffentlichen Mitteln erforderlich sind, mindestens 

· 240 Millionen· D-Mark für diese Zwecke, ferner aus­
reichende Mittel zur Bewilligung von Finanzie-
rungshilfen zur Verfügung stehen. · 

Bis jetzt ist dies nicht der Fall. Die Bestrebungen, 
weitere Mittel beim Bund und beim Hauptamt für 
Soforthilfe zu erhalten, werden fortgesetzt. In wel­
chem Umfang ein Erfolg erreicht wird, läßt sich 
noch nicht voraussehen. Die erforderlichen ersten 
Hypotheken sind gleichfalls noch nicht vorhanden, 
wenn auch zunächst mit deren Beschaffung für das 
stark verminderte Bauprogramm nach den bisheri­
gen Feststellungen gerechnet werden kann. Hier 
muß allerdings in Kauf genommen werden, daß 
eine soziale und wirtschaftliche Auswahl der Bau­
vorhaben dann nicht in dem Umfang erfolgen kann, 
wie dies erwünscht wäre. 

Auch bei der Beschaffung von ersten Hypotheken 
ist die Sta!atsregierung, wice vorher schon ibemerkt, 
ibemüht, Ahhä.lfe 1zu schaffen. Erfreulich list, daß 
durch rechtzeitige Bemitstellung der Mittel 'beim 
1Bund, belim Land iund. beim Hauptamt für Sofort­
hilfe im Gegensiatz zu den früiheren Jahren das 
Bauprogramm bereits jetzt ·anlaufen kann. 

Den' Hewillii!gungsibehörden wurde ibekanntgege·­
iben, ifüer welche Beträge sie zunächst verfügen 
können. Gleichzeitig wurden die Ausführungsbe­
stimmungen erlassen, so daß mit dem Bauen in aller­
nächster Zeit bereits begonnen werden kann. Da 
mit den weiteren 20 Millionen D-Mark des Haupt­
amts für Soforthilfe 1bestimmt gerechnet werden 
kann, ferner aus der Kohlenahg1aibe 2,7 Millionen 
D-Mark firießen und ·zur !Beschaffung von Wohnun­
gen für Altbesatzungsverdrängte 3,8 Millionen 
D-Mark vom Bund zur Verfügung gestellt werden, 
lmnn nach dem heutigen Stand - 1bei elinem durch-
1schnifüichen Darlehensbetrag von 6000 DM pro 
Wohnung i..m zweiten Rang - das folgende Pro­
gramm durchgeführt werden: 

Allgemeiner Wohnungsbau 
B!i.nnenumsie1dl·ung und Lager-

15 000 Woihnungen · 

auflösung .6 500 Wohnungen 
Wohnungen für lßergaribed.ter und 

·eisenschaffende Industrlie aus 
Mitteln der Kohlenbergbauaib-
gifube und zusätzlichen Landes­
mitteln 500 

Bes•a tzungsverdrängte 500 Wohnungen 
-~~~~~~~~-< 

·zusammen 22 500 Wohnungen 



Bayerischer Landtag - 79. Sitzung. Dienstag, den 1. April 1952 1823 

(Dr. Hoegner, Staatsminister) 

Sobald der Bundesminister für Wohnungs•bau die 
in Arussicht genommenen 16 Millionen D-Mark zu­
sätzlich zur Vrerfügung stellt, können weitere 2500 
Wohnungen finanzd.ert werden, so daß ·sich im 
Wohnungsihau ein Programm von 25 000 Wohnun­
gen gegenütber rund 40 000 im Vorjahr ergeben 
würde. Die Zahl der steuerbegünstigten und frei 
finanzierten Wohnungen kann mit etwa 12 000 an­
genommen werden, so daß in d·iesem Jahr mit 
einem Zugang von insgesamt 36 000 Wohnungen 
gerechnet werden kann, während in den Jahren 50 
bris 51 je ·etwa 55 000 Wohnrungen erstellt wurd,en. 
Das bedeutet ein Absd.nken des Volumens g·egen­
Ülber dem Vorjahr um etwa 40 Prozent. 

. Dieses Absinken wird sich nicht nur in ider Woh­
nungsproduktion, sondern leider auch in der Be­
schäftigung unseres Schlüsselgewerbes sehr rasch 
und sehr fühlhar ·abzeichnen. Daher darf aiber auch 
gar kein Mittel unversrucht 1blei1ben, um die so be­
denik1i.ch groß gewordene Finanzierungslücke zu 
schließen und dem Wohnungsibau wenigstens an­
nähernd ·zum Umfang des Vorjahres zu verhelfen. 
Bayern l:vat mit der Bewilligung von 30 Millionen 
D-Mark, zu denen noch ·erheblich·e Beträge für die 
Förderung von He1imbauten, Staatsdienerwohnun:.. 
gen usw. kommen, eine außerordentliche Leistung 
vollbracht. Jetzt werden sich unsere Bemühungen 
darauf zu richten haben, daß auch der Bund be­
weist, daß er nicht nur Wohnrungsbiaugesetze zu er­
l!assen ·und Wohnungsbauprogramme ·aufaustellen 
versteht, ,sondern daß er .auch gewillt ist, sie finan­
ziell angemessen zu untermauern. 

(Sehr gut! 1bei der SPD) 

Leider ist es· zweifelhaft, ob das Hauptamt für So­
forthilfe an Stelle der Mittel aus den Umstellungs­
grundschulden, die 1n der ·bisherigen Form wohl 
sicher nicht mehr zur Verfügung stehen, ander­
weitige Beträge für den sozialen Wohnungsbau zur 
Verfügung stellen ·kann. 

Obwohl Bayern dm Jahr 1952 mehr getan hat .als 
b[sher, iist, wie 1Sie meinen Ausführungen entneh­
men können, :die Lage im sozialen Wohnungsbau 
sehr ernst: Einerseits sind die Barukosten gestiegen, 
andererseits sind die verfügbaren Mittel geringe'r. 
Wenn auch vom Bund nochmals Mittel zu erwar­
ten sind, so ist der auf 'Bayern entfallende Anteil 
so ger.ing, daß er die ibesteihende Lücke nicht decken 
k<ann. Wenn die Wohnungsbauleistung nur annä­
hernd d.n dem Umfang wie 1bisher fortgesetzt wer­
den .soll, wil'd •es notwendig sed.n, daß neben den 
Bundesmitteln durch eine besondere Anstrengung. 
Bayerns versucht wird, die schlimmsten Auswir­
kungen :au verhindern, da andernfalls wirtschaft­
lich, politisch und sozfal überaus bedauerliche Ver­
hältnisse eintreten köhnten. 

Die •bayerische Staatsregierung hat bisher alles 
in ihren Kräften Stehende versucht, um sich beim 
Bund durchzusetzen, rund das ist d.nfolge der oft 
geschlossenen .Front der Aufnahmeländer nicht 
leicht. 

(Aibg. Dr. Baumgartner·: Leider!) 

Wir werden nichts unversucht Lassen, um die be­
r·echtigten Wünsche und Forden;mgen Bayerns zu 
vertreten und ibeim Bund darauf 1hinzuwirken, daß 
ihnen Rechnung getragen wird. Wti.r ibitten hierbei 
um die Unterstützung der bayerischen Volksvertre­
tung. 

(Beifall tbei den Regierungsparteien) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich foage das Hohe 
Haus, o:b eine iBesprechung der Interpell<ation und 
der Antwort der 1Staatsregierung gewünscht wird. 

(Atbg. Hagen Ge'Olig: Ja!) 

- Wer unterstüt·zt den Antnag? - Die Unter­
stützung genügt. 

Als erster Redner ist gemeldet der Herr Aibge­
ordnete Dr. Oberländer; ich erteile ihm das Wort . 

Dr. Oberländer (BHE): Hohes Haus, meine Da­
men und Herren! Vielleicht ist es gut, noch einmal 
kurz zu klären, woran der Rückgang de1· Sofort-. 
hilfemittel liegt. Er liegt nicht nur an der Stun­
dung,. die damals von den großen Parteien im Bun­
destag beschlossen wurde, sondern er ist im we­
sentlichen darauf zurückzuführen, daß die außer­
bayerische Umsiedlung wie überhaupt die Umsied­
lung aus den überbelegten in die Aufnahmeländer 
aus Soforthilfemitteln bezahlt worden ist. Wir als 
Vertriebene haben es nicht so sehr gerne gesehen, daß 
iil einer Zeit, als wir für Besatzungskosten noch . 
6,5 Milliarden zahlen sollten, über 1. Milliarde So­

·forthilfemittel in den Wohnungsbau geflossen sind. 
Wir haben es auch nicht so sehr gerne gesehen, daß im 
Rahmen eines noch nicht beschlossenen Lastenaus­
gleichs ein Vorgriff von 400 Millionen D-Mark ge­
tätigt worden ist; denn nur dadurch ist es gekom-. 
men, daß im Jahr 1951 die für Existenzaufbauhil­
fen, für Hausrathilfen, für Ausbildungsbeihilfen 
und für alle anderen Zwecke der Soforthilfe be­
stimmten Kassen in Bayern im wesentlichen ziem­
mich .leer gewesen sind. 

(Abg. Dr. Keller: Für die eigentlichen Zwecke!) 

- Den eigentlichen Zwecken sind diese Mittel nicht 
zugeführt worden; denn es war nicht vorgesehen, 
daß von 3,8 Milliarden der Soforthilfe über 1 Mil­
liarde für den Wohnungsbau verwendet würde. 
Das war eine Abzweigung; wenn man will, kann 
man es in gewisser Beziehung auch als eine Zweck-· 
entfremdung bezeichnen. 

Wir waren aber alle für die Umsiedlung, und 
deshalb mußten die notwendigen Mittel beschafft 
werden. Nun wurden diese Mittel Bayern abge­
zogen. Es ist sicher, daß der Dichteausgleich im 
Grunde genommen gescheitert ist. Ich möchte klar 
sagen, daß auch aus dem Lastenausgleich Mittel 
für den Wohnungsbau künftig gar nicht in Frage 
kommen können. Das Aufkommen von 2,2 Milliar­
den, mit dem man rechnet, ist heute vollkommen 
verplant für Renten, für Hausrat, für x andere: 
Zwecke. Wir haben heute damit zu rechnen, daß. 
wir künftig weder aus Soforthilfe- noch aus La- . 
stenausgleichsmitteln Zuwendungen für den Woh-

~ nungsbau bekommen werden. 
Aber ein Zweites! Wir waren uns einig: Wenn 

eine Umsiedlung Bayern wirklich helfen soll, müs-
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sen in jedem der zwei Jahre, in denen eine Um­
siedlung überhaupt noch in Frage kommt, minde­
stens 100 000 oder vielle1cht 150 000 Menschen um­
gesiedelt werden. Im vergangenen Jahr waren es 
bekanntlich 12 000; wir haben in diesem Jahr einen 
Überhang von 53 000, und ein Umsiedlungsplan für 
1952 ist überhaupt noch nicht entstanden, weil er 
gar nicht finanziert werden kann. Die Umsiedlung 
der 300 000 Menschen, an der Bayern mit 65 000 
Menschen beteiligt war, hat bisher 456 Millionen 
D-Mark gekostet, die hauptsächlich. aus Sofort­
hilfemitteln stammten. Dabei haben uns doch die 
lieben Aufnahmeländer die Gleitskala besorgt; das 
heißt, wenn heute die Baukosten steigen, dann 
wollen ·sie weniger Menschen aufnehmen, weil· sie 
dann weniger Wohnungen bauen können. 

Ich möchte nach dem, was gesagt worden ist, auf · 
den ganzen Ernst der Lage hinweisen. Ich glaube 
nicht, daß in zwei oder drei Jahren noch ein Dichte­
ausgleich durchgeführt werden kann. Wir nehmen 
heute rund 165 000 Menschen aus der Sowjetzone 
auf. Die drei Lager Gießen, Uelzen und Berlin-West 
nehmen legal 50 000 Personen auf. Von ihnen über­
nimmt Nordrhein-Westfalen 32 000; es verlangt 
aber grundsätzlich Wohnungsgelder vom Bund, die 
dieser bisher nicht zahlen konnte. Wir wollen gar 
nicht bestreiten, daß die Belegungsdichte von 
Nordrhein-Westfalen heute der bayerischen ent­
spricht, ja vielleicht sogar eine Idee größer ist. 
Aber wenn sich dieser Menschenstrom noch zwei 
oder drei Jahre lang nach Nordrhein-Westfalen 
ergießt, ist an einen echten Dichteausgleich nicht 
mehr zu denken, weil Nordrhein-Westfalen in drei 
Jahren dann auch nicht mehr in der Lage sein 
wird, aus den drei Abgabeländern eine wesentliche 
Zahl aufzunehmen. Auch auf diesem Gebiete be­
stehen Schwierigkeiten. Wir warten immer noch 
auf den Umsiedlungsplan 1952. In Bayern warten 
heute Zehntausende von Menschen in Gebieten von 
struktureller Arbeitslosigkeit darauf, daß sie um­
gesiedelt werden. Aber sie können nicht umgesie­
delt werden. Auch von den Trecks hat man sich, 
glaube ich, ein bißchen viel versprochen. Wir sind 
heilfroh, wenn erst einmal die 53 000 wegkommen; 
zunächst sind die Aussichten auch dafür noch gar 
nicht endgültig. Die Mitteilungen der Presse in der 
letzten Zeit waren insofern irreführend, als viel­
leicht der Glaube hätte aufkommen können, daß 
die Neuverteilung der 100 000 eine Umsiedlung 
1952 ist. Das ist aber nichts anderes als· der Über­
hang von 1951; die Aufnahmeländer haben so lang­
sam gebaut, daß die Leute gar nicht umgesiedelt 
werden konnten. 

Wenn ich zu den zweckgebundenen Mitteln kurz 
etwas sagen darf: Es sind die Mittel, die heute am 
produktivsten angewandt werden, weil sie am 
meisten einsparen. Alle Lager in Bayern zusam­
mengenommen erfordern heute für die Reparatur 
oder die Verlängerung ihrer Lebensfähigkeit auf 
zwei Jahre 20 Millionen Mark. Diese 20 Millionen 
Mark sind in zwei Jahren endgültig verloren, da ' 
die Lager dann doch zusammenfallen. Deswegen 
ist es so wichtig, die 32 700. Wohnungen zum Ersatz 

der Lager schnell zu bauen. Leider können wir 
aber trotz dieser zweckgebundenen Mittel im Jahr 
1952 nur 4000 bauen. Danach brauchen wir also acht 
·Jahre, um die Lager a,.ufzulösen. In zwei, drei Jah­
ren fallen sie aber zusammen. Es entsteht also ein 
Unterschied von fünf Jahren. Wir wissen heute 
noch nicht, wie wir diesen Unterschied von fünf 
Jahren überbrücken sollen. Das ist auch der Grund, 
warum die Elendsfälle warten müssen. Im ganzen 
Land wird immer gegen die Lagerauflösung ge­
sprochen. Da aber durch sie soviel Geld gespart 
wird, müssen die Lager zuerst aufgelöst werden 
und müssen die Elendsfälle warten. 

Es besteht kein Zweifel, daß die Eingliederung 
der Vertriebenen auf Länderbasis überhaupt nicht 
möglich ist, daß sie ohne eine Rahmenplanung 
nicht geht, und daß es durchaus gut wäre, wenn es 
jetzt im Bundesrat gelänge, den Sonne-Plan mit 
begrenzten Zielen auf drei Jahre als Gesetz zu er­
lassen, weil sonst ohne Dichteausgleich die Sache 
überhaupt nicht geht. 

Wenn man an die Fehlinvestitionen denkt, die 
in den letzten Jahren in der ganzen Bauwirtschaft 
nachzuweisen sind, in Kinos, in Cafes oder in Bank~ 
häusern und Kaufhäusern 

(Abg. Dr. Keller: Sehr richtig!) 

oder sonst, so kann man heute nur zwei Dinge 
fordern. Das eine ist eine DringlichkeitsskaJa. Denn 
wir können uns heute nur noch die allerdringend­
sten Bauten leisten, alles andere muß fallen. Ob 
das durch ein K'apitalinv.estitionsgesetz oder sonst 
geregelt wird, eins ist sicher: Wir können uns heute 
überhaupt keine Fehlinvestitionen mehr leisten. 
Die zweite Forderung ist folgende: Da auch heute 
noch in Bayern durch eine Flut von Räumungs­
klagen, denen zum großen Teil stattgegeben wird, 
ohne daß sie vollstreckbar sind, der Wohnraum der 
sozial Schwachen abnimmt, der Wohnraum der 
sozial Starken aber zunimmt, 

(Abg. Günzl: Sehr richtig!) 

muß unbedingt etwas geschehen. Wir haben allen 
Grund, zur Aufrechterhaltung des sozialen Frie­
dens eine Verschärfung der. Wohnraumwirtsc;haft 
zu verlangen. Wenn man heute im Lande herum­
fährt, wird man für diese Verhältnisse verant­
wortlich gemacht. Man sieht, daß es auf der einen 
Seite immer weniger und auf der anderen Seite 
immer mehr wird, daß sich der Gegensatz dadurch 
immer mehr vergrößert. Wenn das Recht verwirk­
licht werden soll, muß unbedingt etwas geschehen. 
Denn wir sind uns doch wohl klar, daß der Wohn­
raummangel noch auf sehr lange Zeit - ich will 
·gar keine Zahl von Jahren angeben - besteht. Wir 
fordern also - -

(Zuruf des Abg. Dr. Lenz) 

- Das ist eine Angelegenheit, Herr Kollege, die 
wir in Bayern nicht zu verantworten haben. 

(Abg. Dr. Lenz-: Aber bemerkt muß es 
wertj.en!) 

- Das habe ich wohl bemerkt. Ich stehe auch in 
direkten Verhandlungen mit dem Südweststaat, 
um die Umsiedlung dorthin durchzuführen. Ich 



Bayerischer Landtag - 79. Sitzung. Dienstag, den 1. April 1952 1825 

(Dr. Oberländer [BHE]) 

glaube, man kann die Dinge in drei Worten zu­
sammenfassen: Umsiedlung, soweit sie irgend mög­
lich ist; dann müssen wir auch versuchen, vor allen 
Dingen die Selbsthilfe zu stärken. Es darf nicht 
vorkommen, daß ein Mann wegen des Fehlens 
eines Arbeitsamtsstempels nicht die Möglichkeit er­
hält, heute in drei Wochen in Nordrhein-Westfalen 
oder sonstwo selbst Arbeit zu suchen. 

(Zuruf) 

Je mehr wir die Selbsthilfe stützen und die unge­
lenkte Umsiedlung stützen, um so mehr werden wir 
Bayern entlasten. · · 

(Abg. Keller: Sehr richtig!) 

Für die gelenkte Umsiedlung sehe ich außerordent­
lich skeptisch. 

Das wäre der erste Punkt. Der zweite wäre eine 
Dringlichkeitsskala beim Bau im allgemeinen und 
beim Wohnungsbau im· besonderen. Mit Miet­
erhöhungen muß man vorsichtig sein. Ich glaube, 
wir brauchen darüber nicht zu reden, welche Fol­
gen eine Mieterhöhung hätte. 

(Zuruf: Inflation!) 

So viel Privatkapital ist gar nicht da, um dieses 
schwierige Problem zu lösen. 

Das wäre das zweite. Das dritte wäre eine schär­
fere Wohnraumbewirtschaftung. Sonst wird der· 
Glaube an das Recht im Lande erschüttert. Wir 
können bereits feststellen, daß der Glaube im 
Lande zum Teil schon schwer erschüttert ist. 

(Beifall, besonders beim BHE) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Gräßler. 

Gräßler (SPD): Herr Präsident, Hohes Haus! Ich 
gehöre einem Ausschuß an, der in diesem Haus, 
wenn von ihm die Rede ist, mit etwas nachsichtigem 
Lächeln betrachtet wird. Man bezeichnet den Ein­
gaben- und Beschwerdenausschuß manchmal als das 
Landeswohnungsamt oder die Landeswohnungs­
beschwerdeinstanz deshalb, das darf. ich einmal 
sagen, weil dieser Ausschuß ein sehr beredtes Urteil 
über das Wohnungselend abgeben kann. 

(Sehr richtig!) 

Gerade deshalb begrüße ich die Interpellation, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. Ich 
glaube, keiner in diesem Haus ist der Meinung, daß 
es ·sich bei dieser Interpellation, die man freilich 
noch schöner vor der Gemeindewahl hätte behan­
deln sollen, um eine propagandistische Angelegen­
heit dreht. Nach meiner Meinung muß unser Haus, 
muß der Bundestag und d·ie Bundesregierung 
früher oder später die Frage d~r Wohnraum­
erstellung endlich einer anderen Lösung zuführen. 

Bayern hatte 1939 etwas über 7 Millionen Ein­
wohner, heute hat es aber eine Gesamtbevölkerung 
von 9 121 000. In Bayern sind von den zerstörten 
Wohnräumen glücklicherw~i~e, und das ist eine 
Visitenka.rte für den Wiederaufbau Bayerns, 
50 800 Wohnungen völlig und 51 021 Wohnungen 

teilweise wiederhergestellt. Aber wenn man weiß, 
daß die Wohnraumdichte bei uns in manchen Re­
gierungsbezirken zwei Personen pro Wohnraum 
beträgt, im Durchschnitt 1,76 Personen pro Wohn­
raum, 

(Zurufe vom BHE - Abg. Dr. Keller: Außer-
halb noch mehr!) 

wenn man weiß, daß wir einen ganz hohen Pro­
zentsatz von. Wohnräumen haben, die heute noch 
mit vier und sechs und sieben Menschen belegt sind, 

(Abg. Dr. Keller: Da liegt der Hase im Pfeffer!) 

und wenn solche Hilferufe dann über unseren Aus­
schuß den Landtag erreichen, dimn müssen wir 
wohl oder übel dazu Stellung nehmen, wenn wir 
verhindern wollen, daß die neue Mieterhöhung, die 
vom Bund .kommt - ich möchte niemandem zu 
nahe treten-, zwangsläufig zu einer Katastrophe 
führt. Herr Dr. Schubert hat davon gesprochen, daß 
eine Million Wohnungen benötigt wird.· Wenn ich 
mir nur 800 000 zu Faden schlage - und ich will 
die vorsichtigen Berechnungen des Herrn Innen­
ministers, wonach im kommenden Jahr 40 000 Woh­
nungen ge1baut werden, als einen Sonnenstrahl an­
sehen -, dann würden wir genau 20 Jahre •brau­
chen, .um nur den derzeitigen Wohnungsbedarf zu 
decken. Dann müßten wir aber wohl schon wieder 
anfangen, die in der Zwischenzeit baufällig gewor­
denen Häuser wieder herzustellen. 

(Abg. Stock: Zuwachs!) 

- Ganz zu schweigen von dem Zuwachs. Im ver­
gangenen Jahr sind 65 000 Wohnungen erstellt wor­
den. Dabei hat es sich der Staat wie auch der Bund 
bis jetzt etwas leicht gemacht, indem sie den öffent­
lichen Bauträgern, den öffentlichen Wohnu,ngs­
unternehmen, den gemeinnützigen Wohnungsunter­
nehmen und wie sie alle heißen, pro Wohnungsein­
heit Darlehen von 5000 DM, manchmal auch von· 
3500 DM, gegeben haben, während die Erstellung 
einer Wohnung im Durchschnitt bekanntlich 
10 000 DM kostet. Wenn es also mit diesen wenigen 
Mitteln möglich war, im vergangenen Jahr 65 000 
Wohnungen unter Zuhilfenahme des Eigenkapitals 
der Wohnungsunternehmen und öffentlichen Bau­
träger, das jetzt, wie Herr Kollege von Knoeringen 
aufzeigte und der Herr Minister bestätigte, aufge­
braucht ist, zu erstellen, so wird man wohl damit 
rechnen müssen, daß in diesem Jahr angesichts der· 
gekürzten Mittel, - es fehlen 85 Millionen - man­
gels der Eigenmittel und angesichts der erhöhten 
Baustoffkosten nicht einmal mehr die Hälfte, also 
30 000 Wohnungen, erstellt werden kann. Das läßt 
den Schluß zu, daß das Jahr 1952 auf dem Gebiet 
des Wohnungsbaus ein Sorgenjahr wird. Ich weiß, 
wieviele Wohnungsunternehmen, seien sie öffent­
licher, gemeinnütziger oder privater Art, sich. auf 
dieses Frühjahr gefreut haben, wie sie zum Teil 
Finanzierungspläne erstellt und das Bauen be­
schlossen hatten, wie sie voller Hoffnung zu den 
Genehmigungsstellen, dem Kreisbauamt, dem Stadt­
bauamt oder der Regierung in Ansbach, München­
oder sonstwo kamen. Wir haben es erlebt, wie diese 
Menschen geschlagen mit ihren Plänen und Vor­
schlägen zurückkamen, weil die Mittel ganz erheb­
lich gekürzt sind. Ich kann deshalb, so gern iGh das 

4 
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täte, den Optimismus des Herrn Innenministers 
nicht teilen, daß es in diesem Jah.r mit den ersten 
Hypotheken so leicht sein soll; denn die Praxis hat 
mir mittlerweile gezeigt, daß es nicht ganz so ist. 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

Bedenken wir doch den Zinssatz, der für diese 
ersten Hypotheken verlangt wird! 

(Sehr richtig!) 

Die Geldgeber der ersten Hypotheken werden all­
mählich jede Konzession, die der Staat bei der Hin­
gabe billiger Gelder macht, für sich in Anspruch 
nehmen und an Stelle von 9 und 10 Prozent 12 Pro­
zent verlangen; denn es ist der Staat, der erst durch 
die Zinssenkung eine einigermaßen tragbare Miete 
ermöglicht. Wohl alle, die von den Dingen etwas 
wissen, die vom Bau sind, werden mir zustimmen, 
wenn ich sage, wir ko·mmen allmählich dahin, daß 
es ein Wagnis bedeutet, im Rahmen des sozialen 
Wohnungsbaus Wohnungen zu erstellen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Denn während wir noch 1950/51 für den Quadrat­
meter Wohnraum 1 DM als äußerste Kalkulation 
berechnen konnten, stehen wir heute vor der'Not­
wendigkeit, im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus 
einen Quadratmeterpreis von 1,25 DM zu verlangen. 

(Zuruf aus der Mitte: Wer kann denn das 
bezahlen?) 

Wenn wir also von einem Flüchtling, einem Arbei­
ter oder einem Angestellten pro Monat 75 DM 
Miete fordern sollen, dann hat der Begriff „sozia­
ler Wohnungsbau" aufgehört. Wenn wir nicht, wie 
Sie, Herr Dr. Oberländer, das so schön zun1 Ausdruck 
gebracht haben„ 21u einer gewissen Lenkung kom­
men, werden wir es erleben, daß nur noch, wie sich 
das ja ber·eits eingebürgert hat, Wohnungen er­
stellt werden, für die ein verlorener Bauzuschuß 
von 5000 und 10 000 DM geleistet und eine monat­
liche Miete von 140, 160, ja 180 DM bezahlt wird. 
Das wd.rd a!ber dazu führen, daß wir .uns von einer 
sozialen Befriedung vom Wohnungssektor her in 
unserem neuen demokratischen Staat !immer weiter 
entfernen. 

Ich sehe auch in dem Bau von Sehlichtwohnungen 
keinen Ausweg; denn der Bau dieser Wohnungen 
führt uns zurück von der erfolgreich begonnenen, 
gesunden, anständigen sozialen Wohnungskuitur in 
das Prti.mitive. Betrachten :Sie nur dä:e neuesten 
Grundrisse: Räume vom kleinsten Ausmaß, kein 
abgeschlossener Vorraum, gemeins,ames Klosett, 
und auch die primitivste Forderung der Kultur, 
ein Bad oder weniigstens ein Duschraum, scheint bei 
diesen Sehlichtwohnungen zum LuX!us zu gehören. 
Ich glaU1be, daß wir schlecht der Kritik beg·egnen 
können, die draußen allmä:hLich sich auftut und die 
von diesen 1Schlich twohnungen als Armenhäusern 
spricht. 

(A:bg. Dr. Keller: Schlechtwohnungen!) 

- Auch ·als „Schlechtwohniun:gen" werden sie be­
z·eichnet. Es tut eiinem das Herz weh, wenn man 
sieht, .daß hier Wohnungsbauten mit staatlichen 

Mitteln sehr günstig finanziert werden, wobei der 
Fachmann weti.ß, daß sie in wenilgen Jahrzehnten 
Reparaturkosten erfordern werden, die sie ·zu teue­
ren Wohnungen machen werden. 

(Aibg. Stock: Selbst die kleinsten Möbel 
haben keinen Platz!) 

Dieses ganze Problem sollte doch einmal von unse­
ren Vertretern in Bonn etwas ibeleuchtet werden. 

Wenn ich 1bei dieser Gelegenheit noch eine andere 
Frage anschned>de, so bitte lieh Sie, meine seihr ver­
ehrten KoUegen vom BHE, mich nicht falsch 21u 
versteihen. Ich ih>abe durchaus Verständnis für die 
Heimatvertriebenen· und bin dafür bekannt, daß 
ich diesen Ärmsten der Armen eine 'Vorrangquote 
zuer.kenne. Wir nähern uns aber allmählich dem 
Punkt, wo im Interesse unserer heranwachsenden 1 

eti.nheimischerr Jugend, 1urnserer jungen Ehepaare 
eine Lösung ge:ßunden werden muß, die diese Kon­
tingentierung etwas lockert. 

(A!bg. Dr. Keller: Die !hat die Priaxis schon 
gelockert. - Dr. 1Schder: Das Wohnungsamt 

möchte· ich kennen, das daran festhält!) 

Ich spreche aus Erfahrung. Von den erstellten 
Wohnungen sind 75 Prozent für die Heimatvertrie­
benen bestimmt. 

{A!bg. Dr. Keller: Am Papier!) 

- Mir scheint, Sie arbeiten mit Leuten zusammen,_ 
denen 1Sie nö.cht glauben; ich •bitte, das nicht auf 
mich ·zu ü>bertr,agen. Ich 1bin ·also der Meinung, daß 
im Interesse unseres einheimischen Nachwuchs~s 
eine Lockerung notwendig ist. Ursprünglich war ja 
geplant, von 75 auf 60 Prozent iherunterzugehen, 
mittlerweö.le ist man a·ber wieder auf 66 Prozent 
hinaufgegangen. Es muß hier schon eine Synthese 
gefunden werden, die auch den berec;htigten Forde­
rungen der Einheimischen wenigstens etwas Rech­
nung frägt. 

Der Herr Staatsminister Dr. Hoegner hat erfreu­
licherweise mitteilen können, daß der bayerische 
Staat von sich aus in diesem Jahr im Gegensatz 
zum Vorj1ahr den Betrag von 30 Millionen D-Mark 
bereitgestellt ihat. Ich darf dazu sagen, daß das 
gan21e Haus mithelfen müßte, die landeseigenen 
Mittel auf diesem Gebiet unter größter Sparsam­
keit 1bei anderen Positionen etwas zu erhöhen. Ge­
wrn, w:ir erkennen an, daß wir Bundesmittel be­
kommen :haben. Der Bund hat ·aber Bestimmungen 
erlassen - gestatten iSie mir, daß !ich dazu ein 
offenes Wort sage-, die auf Länder zugeschnitten 
sind, die nicht daheim waren, als die Flüchtlinge 
verteilt wurden. Diese Länder tun sich heute le,icht. 
Sie sind bereit, Flüchtlinge aufzunehmen, aber 

. erst dann, wenn die Häuser schlüsselfertig da­
stehen. Meiner Ansicht nach muß die Wohnraum­
lenkung in diesen Ländern eine ganz andere Rolle 
spielen. 

Der Herr Kollege Dr. 0 b er 1 ä n d e r hat eine 
straffere Wohnraumbewirtschaftung gefordert. Dem 
stimme· ich zu. Es mehren sich nämlich die Stim­
men, die offen zum Ausdruck 1bringen, id!aß es bei 
der Aufhebung der Wohnraumbewirtschaftung 
ähnlich geihe wie bei der Aufhebung der Eier- und 
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Fet'bbewirtschafming, daß dann alles in Hülle und 
Fülle da sei. In diesem Zusammenhang verweise 
ich Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
aber auf zwei J3e!ispiele: auf das Beispiel von Ham­
burg, wo man glaubte, mit dem Punktsystem einen 
Ausweg finden zu können. Der Versuch scheiterte. 
Von dem Versuch Aschaffenburg will ich ganz 
schweigen. Würden wir die Wohnraumbewirtschaf­
tung aufheben, wie es da und dort gefordert wird 
- man hat das in der letzten Zed.t sehr deutlich 
hören können -, dann wäre eine uferlose Anarchie 
auf dem Wohnungsmarkt die automatische Folge. 
Die Leidtragenden wären die sozial Schwachen, für 
die wir hier einz;ustehen haben. 

Meiine Damen mrd Herren! Nach diesen Perspek­
tiven muß den privaten, a0ber :auch den öffentlichen 
und gemeinnützigen Bauträgern die Lust •am Bauen 
verrgehen. Ich .kenne sehr viele Unternehmen, die 
sich nicht einmal darüber aufregen, daß sie in die­
sem Jahre ·keine Mittel !bekommen. Darin sehe ich 
eine Gefähr. 1Bei der Dezentralisierung und Ver­
minder•ung der Mittel muß a1ber :bedacht werden, 
daß kleinere Bauprogramme immer unwirtschaft­
lich sein we11den. Die hohen Mieten müßten ·den 
verantwortlichen Männern in !Bonn und auch der 
bayerischen Staatsregierung ·zu denken geben. 

Ich glaube sagen zu dürfen, idaß wir uns in die­
sem Hause vielle·icht zu wenig mit diesem Problem 
beschäftigt haben. Es wird notwendig werden, im­
mer wieder warnend ins Horn zu stoßen und ein 
P.anal aufzurichten, wenn Projekte, die nach mei­
ner und nach unserer Meinung wend.ger vordr.ing­
lich sind, mit Mitteln versehen werden, während 
a1uf der ·anderen Seite das wichtigst•e Problem, der: 
Bau ·anständiger ·und gesunder Wohnungen, die die 
kulturelle Visitenkarte eines Vol~es sind, vernach­
lässigt wird. 

·QBeifall 'beim BHE und lbei der SPD) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Dr. Haas. 

Dr. Haas (FDP)": Meine Damen und Herren! Der 
soziale Wohn11mgs1bau steht und fällt mit der Be­
reitstellung ausreichender staatlicher Mittel, die 
dem Bauwe:rtber zur Her:beifühmmg der Wirtschaft­
lichkeit als nachrangige •Baudarlehen igegeiben wer­
den müssen, und .zwar je Wohnung •etwa 4000 bis 
5000 DM. Wir haben uns eine Zcusa:inmenstellung 
der Mittel gemacht, und zwar •a) der Bundesmittel, 
b) der Mittel des Hauptamts für Soforthilfe und 
c) der Landesmd.ttel, die in den Joahren 1951 und 
1952 gegeben worden sind. Daibei tritt, wie das auch 
vorihin schon zum Ausdruck kam, ein sehr bedenk­
liches Auseinander.klaffen der Mittel der beiden 
Jahre in Erscheinung. Die für 1952 !insgesamt vor­
gesehenen Mittel liegen nämlich cum mindestens 40 
Millionen D-Mark unter denen, die 1951 vorhanden 
waren. Die Ziffern sind: 1952: 130,45 Mtl.lliop.en 
D-Mark, 1951: 179,25 Millionen D-Mark. Die Fra•ge 
ist, wie die Finanzä.erungslücke geschlossen werden 
kann. ·Bevor ich auf diese Frage eingehe, darf ich 
noch auf folgendes hinweisen: Mit den 130,45 Mil-

lionen D-Mark, die für 1952 eingeplant sind, kön­
nen wir angesichts der gestiegenen Baustoffpreise 
voraussichtlich nur 25 000 Wohnungen in Bayern 
errichten, gegenüber den 40 000 bis 50 000 Wohnun­
gen, die wir 1950. und 1951 errichtet haben. Das ist 
ein erheblicher Unterschied. Erschwerend kommt 
noch hinzu, daß 1952 auch die Finanzierungshilfe 
des Hauptamtes für Soforthilfe in Weg:liall kommen 
wird, die 1bislang mit 1000 bis 1500 DM je Wohnung 
für den J3au von F'lüchfüngswohnungen gegeben 
wurde. Die Finanzierungslücke macht uns also die 
großen Sorgen. Da1bei ist bereits berücksichtigt, daß 
der Bayerische Landtag im Dezember 1951 vor­
griffswed:se a:uf die :ziu erwartenden Mittel des Bun­
des und des Hauptamtes für Soforthilfe 1·50 Millio­
nen D-Mark ·bereitgestellt :hat, wovon 80 Millionen 
D-Mark demnächst ausgeschüttet werden~ 

Ich jedenfalls bin der MeiIJJUng, daß kein anderer 
Weg, diese F~nanzierungslücke lim sozialen Woh­
nungsbau zu schließen, besteht, 1als die Baunotab­
gabe wieder einzuführen. 

(Sehr gut!) 

Es ist ohne Frage eine unpopuläre Maßnahme, aber 
ich halte sie für den einzig mögliichen und be­
schreitibaren Weg. Denn Zuschfäge z;ur Einkommen­
steuer halte ich angesichts der Höhe dieser Sätz€ 
und auch angesichts der Unmöglichkeit, mit der­
ariligen Anträgen durchzukommen, für nicht mög­
l·ich. Wir werden also nichts ·anderes· tun können, 
als die Baunotabga1be wieder einzuführen, wenn 
wir im L•ande [Bayern an dem Problem Nr. 1, der 
Beseitigung der Wohniungsnot, nicht vorübergehen 
wollen. Ich bin der Meinung, daß diie Regierung 
versuchen sollte, uns in Kürze einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, woibei sie von dem früheren Gesetz 
mit gewissen Abwandlungen ausgehen kann. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Dr. Baumgartner. 

Dr. Baumgarfner (BP): Meine Damen und Her­
ren! Ich möchte nur ganz kurz das Wort ergreifen. 
Die Bayernpartei will nicht mehr weiter in die 
Debatte eingreifen, weil sie es für überflüssig· hält, 
sich stundenlang über qen nicht durchgeführten 
Flüchtlingsausgleich oder die nach unserer Ansicht 
von Bonn zu wenig gerecht verteilten Mittel zu 
unterhalten. Ich möchte die Herren Diskussions­
redner bitten, diese berechtigten Wünsche ihren 
eigenen Fraktionen in Bonn zu sagen, weil ich der 
Überzeugung bin, daß uns die Parteien in Bonn -
sowohl der Regierungskoalition als auch der Oppo­
sition -, die immer wieder von Bayern her auf­
geklärt werden müssen, beim Flüchtlingsausgleich 
und bei der Verteilung der Mittel viel mehr helfen 
können. 

Bezüglich der Baunotabgabe, Herr Dr. Haas, bin 
ich nicht Ihrer Meinung. Solange es nicht möglich 
ist, den Flüchtlingsausgleich gerecht durchzuführen, 
und solange wir nicht über alle deutschen Länder 
hinweg gemeinsam die gleichen Opfer für unsere 
Heimatvertriebenen bringen, muß ich für Bayern 
jede zusätzliche Belastung ablehnen. 

(Sehr richtig! bei der BP) 
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Wovon reden wir denn dauernd? Es heißt doch 
immer, wir sind alle Deutsche;. das wird bis zum 
Überdruß betont. Wir. müssen auf die zuständigen 
Parteien in Bonn einwirken. Welche Parteien sind 
es denn in den einzelnen Ländern, die sich weigern, 
die Heimatvertriebenen· aufzunehmen? Das muß 
einmal in diesen Parteigremien gesagt werden. Vom 
Standpunkt der bayerischen Bevölkerung und ins­
besondere auch der bayerischen Landwirtschaft 
müssen wir eine Wiedereinführung der Baunot­
abgabe ablehnen, 

(Beifall bei der BP und teilweise bei der CSU) 

Vizepräsident Hagen: Es folgt der Herr Abge­
ordnete Haußleiter. 

Haußleiter (DG): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Heute ist festgestellt worden, daß in der 
Frage des sozialen Wohnungsbaues für uns ohne 
Zweifel eine sehr ernste Lage entsteht. Auch die 
Gründe hierfür sind klargelegt worden: Es liegt 
daran, daß Bundesmittel nicht mehr in so vollem 
Maß wie in den vergangenen beiden Jahren zur 
Verfügung stehen. Warum können diese Mittel 
nicht mehr in der bisherigen Höhe bereitgestellt 
werden? Aus einem einfachen Grund: Die wach­
senden Kosten für die, Besatzung und für den soge­
nannten deutschen Wehrbeitrag machen es dem 
Bund unmöglich, die für die sozialen Aufgaben der 
Länder notwendigen Gelder zur Verfügung zu stel­
len. Ich wäre fast versucht; das Gedicht eines Man­
nes, der uns wahrlich nicht nahesteht, aus dem 
Jahre 1926 zu zitieren, der in einer Parodie auf das 
Mignon-Lied von Goethe gesagt hat: 

„Hier reift die Freiheit nicht, hier bleibt sie grün; 
Was man auch immer baut, es werden stets 

Kasernen." 
Das gilt genau für das, was 1952/53 gebaut werden 
soll. Was man auch immer baut, es werden stets 
Kasernen! Ich habe einen Diskussionsredner der 
CSU erlebt, der gesagt hat: „Sie dürfen sich nicht 
darüber beklagen; denn in den Kasernen finden 
dann sehr viele junge Leute ihrerseits Wohnun­
gen." Die Art von Wohnungsbau, die hier von der 
CSU proklamiert und propagandistisch vertreten 
wird, kann ein Volk nicht hinnehmen, in dem noch 
Tausende von Menschen in Flüchtlingslagern zu 
leben gezwungen sind! Zuerst müssen Wohnungen 
gebaut werden, bevor man Kasernen zur Verteidi­
gung der Wohnungen bauen kann; denn ein Flücht­
lingslager kann kein Mensch verteidigen, der ge­
zwungen ist, seit sechs oder sieben Jahren im 
Flüchtlingslager zu leben. Es gilt zunächst einmal, 
das Land sozial zu verteidigen und zu sichern, 
bevor man 111/4 Milliarden für europäische Ver­
teidigungsbeiträge hinauswirft. Diese Summe ent­
spricht dem Aufwand für 750 000 Einheiten im 
sozialen Wohnungsbau. Ich bitte das einmal nach­
zurechnen. Jedenfalls würde die CSU besser daran 
tun, christliche Wohnungen zu bauen, als das Lied 
zu singen: „Vorwärts, christliche Soldaten!" 

(Zuruf von der CSU: Wie viele Wohnungen 
haben denn Sie gebaut? - Zuruf von der BP: 
Welcher CSU-Abgeordneter hat das gesagt?) 

- Ein Diskussionsredner der CSU hat es zu mir in 
einer Versammlung gesagt .. 

Und dann ein Zweites! Im Rahmen dessen, was 
gebaut wird, scheint es mir richtig zu sein, Dinge 
zu unterlassen, die geeignet sind, die Bevölkerung 
zu provozieren. So ist der Bau von ,;Kaufhöfen" in . 
der jetzigen Zeit, in der die Gelder für den sozialen 
Wohnungsbau nicht mehr zur Verfügung stehen, 
unangemessen. Auch die Gewerkschaften, die er­
hebliche Gelder zur Verfügung haben und, wenn ich 
richtig informiert bin, am Münchner Kaufhof be­
teiligt sind, könnten den Bau von Kaufhöfen zu­
rückstellen und ihr großes Kapital in den sozialen 
Wohnungsbau hineinlenken. Ich weiß nicht, ob das 
ebenso rentabel ist. Für den Staat im ganzen ge­
sehen, ist es sicher besser, weil man dann keine 
kleinen Mittelstandsexistenzen zerstört und zer­
schlägt, und das Steueraufkommen ·größer ist als 
bei dieser Fehllenkung von Gewerkschaftskapital, 
wie wir es heute hier und dort erleben müssen. 
Auch der Bau von Verwaltungsgebäuden, insbeson­
dere auch von Krankenkassenpalästen, ist keine 
für die Bevölkerung tragbare Maßnahme„ 

Ich meine, es müßten vor allem Schwerpunkte 
gebildet werden. In der Bonner Planung bedeutet 
das stärkere Zurückstellung und Herabsetzung der 
ausländischen Anforderungen zum Wehrbeitrag. 
Dinge, wie sie sich in Amberg ereignet haben, müs­
sen vermieden werden. Dort räumt man Ausländer­
kasernen, baut neue Wohnblocks, und die deutsche 
Bevölkerung, die deutschen Heimatvertriebenen, 
müssen erleben, wie diese neuen Wohnblocks den 
Ausländern zur Verfügung gestellt werden und 
dann außerordentlich rasch herunterkommen, wäh­
rend der deutsche Heimatvertriebene weiterhin in 
Notquartieren leben·muß, während man die Leute 
aus Hohenfels, die kaum gesiedelt hatten, auf die 
Straße setzt und ihnen nicht einmal die Unterstüt­
zung gibt. So geht es nicht. 

Notwendig ist ferner eine richtige Steuerung der 
Investitionen auch dort, wo keine Staatsgelder zur 
Verfügung gestellt werden. An die Gewerkschaften 
ergeht die herzliche Bitte, dem sozialen Wohnungs­
bau den Vorrang einzuräumen. Unter allen Um­
ständen sind prunkvolle -Repräsentationsbauten im 
Stile des Residenztheaters und Verwaltungsbauten 
zu vermeiden, wie wir sie hier und dort erstehen 
sehen. Dann bekommt., auch das Volk das Gefühl, 
daß das Richtige getan wird und nicht µur all­
gemeine Klagen der bayerischen Parteien über ihre 
Bundestagsfraktionen vorgebracht werden. Herr 
Kollege Dr. Baumgartner hat völlig recht: Wir 
haben hier nichts anderes gehört, als daß die CSU 
in München die Entschetdungen der CDU in Bonn 
hek~agt und auch die Sozialdemokratische Partei in 
Bayern die Entwicklung in Bonn kritisiert hat, ohne 
helfen zu können. Die Parteien in diesem Land 
müßten einmal ihre bayerische Politik mit ihrer 
Bonner Politik zur Deckung bringen und konstruk­
tiv arbeiten, statt sich hier im Lande Bayern pro­
pagandistisch und demonstrativ ein Alibi für das 
zu verschaffen, was ihre Bundestagsfraktionen in 
Bonn in Wirklichkeit tun. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Schubert. 
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Dr. Schube1·t (CSU): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Die Ausführungen des Herrn 
Staatsministers Dr. Hoegner haben uns den ganzen 
Ernst der Lage auf dem Gebiet des sozialen Woh­
nungsbaus gezeigt. Auch der Herr Abgeordnete 
Dr. Oberländer hat darauf hingewiesen, daß die 
Mittel aus dem Soforthilfefonds ·bedeutend zurück­
gegangen sind. Hiezu darf ich jedoch feststellen, 
daß die Mittel aus dem Soforthilfefonds immer 
noch höher sind, als Pressemeldungen ursprüng·· 
lieh angekündigt haben. . 

(Abg. Dr. Keller: Ein schwacher Trost!) 

Wir haben vom ständigen Vertreter Bayerns beim 
Beirat im Hauptamt für Soforthilfe in Bad Hom­
burg offiziell erfahren, daß aus Soforthilfemitteln 
immerhin 440 Millionen D-Mark auch heuer wie­
der zur Verfügung gestellt worden sind, wovon 
250 Millionen D-Mark auf den allgemeinen Woh­
nungsbau treffen. Davon entfallen auf Bayern 
4'! Millionen D-Mark. Von den ·für die besonders 
mit Vertriebenen überlasteten Länder bestimmten 
50 Millionen D-Mark entfallen auf Bayern 20 Mil­
lionen-D-Mark. Schließlich sind noch 40 Millionen 
D-Mark zur Errichtung von Eigenheimen und für 
Mieterzuschüsse ausgeschüttet worden. Von diesem 
Betrag entfallen auf Bayern 5,28 Millionen D-Mark. 
Das ergibt einen Gesamtb~trag an zusätzlichen 
Mitteln in Höhe von 69,28 Millionen D-Mark, einen 
recht ansehnlichen Betrag, den wir sehr wohl für 
unseren sozialen Wohnungsbau brauchen können. 

Über den zweiten Punkt, die Umsiedlung, möchte 
ich mich nicht näher auslassen. Ich glaube, in allen 
Fraktionen besteht Einmütigkeit darüber, daß ein 
gerechter Dichteausgleich raschestens erfolgen muß. 
Es geht nicht an, daß. sich gewisse Länder ihren 
Pflichten einfach entziehen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Gewisse Parteien! 
Die Länder werden von Parteien regiert, 

Herr Kollege!) 

Für diese Länder bestehen ganz klare gesetzliche 
Bestimmungen, und es muß Aufgabe der Bundes­

. regierung sein, die Erfüllung dieser Bestimmungen 
in allen Ländern durchzusetzen. 

Auf dem Gebiet des sozialen Wohnungsbaus 
haben wir schon gewisse Erfahrungen gemacht. Bei 
der weiteren Durchführung des sozialen Woh­
nungsbaues wird es besonders dann, wenn die Mit­
tel so wesentlich zurückgegangen sind, notwendig 
sein, die bisher gemachten Erfahrungen auszuwer­
ten. Ich stimm·e dem Herrn Diskussionsredner 
Gräßler durchaus zu, w~nn er sagt, der Begriff des 
sozialen Wohnungsbaues sei vielfach schon recht 
zweifelhaft geworden. Er wird es nämlich in dem 
Augenblick, wo die Mieten für den unerschwing­
lich werden, für den etgentlich gebaut worden ist. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Sozialer Wohnungsbau kann nur dann eine Berech­
tigung haben, werin seine Parole lautet: Billige 
Bauten und niedrige Mieten! Das Mißverhältnis 
zwischen Mieten und. Baukosten ist unbedingt zu 
beseitigen. Es wird die vordringliche Aufgabe sein, 
den sozialen Wohncungsbau durch Kostensenkung 
und Rationalisierung vorwärts •zru tre1ben. 

Ich halte es auch für wichtig, die bisherigen Be­
stimmungen über die Belegung von Neubauwoh­
nungen zu überprüfen. Ich bin sicherlich der letzte, 
der es befürworten würde, daß in bestimmter 
zweckgebundener Weise sozialer Wohnungsbau 
durchgeführt wird und daß dann die Personen­
kreise, für die gebaut worden ist, in diese Neubau­
wohnungen nicht einziehen können, bloß weil sie 
finanziell schwach gestellt sind. Ich weiß aber aus 
meiner Tätigkeit als einfacher Flüchtlingsver­
trauensmann, wie oft und oft Heimatvertriebene 
wirklich selbst wünschen, in eine Altbauwohnung 
einziehen zu können, weil sie eben den Mietpreis 
für eine Neubauwohnung nicht erschwingen kön­
nen, die Altbauwohnung dagegen gegenüber der 
bisherigen Wohnung in einem elenden Loch oder 
einer Baracke wesentlich günstiger ist. Eine Über­
prüfung der diesbezüglichen Bestimmungen wäre 
also durchaus angebracht. 

Weiter wird es notwendig sein, auch die P1·ivat­
initiative stärker zu wecken, die Eigenleistung der 
Bauherren und der Wohnungsinteressierten mehr 
heranzuziehen und steuerliche Anreize zu bieten. 
Gerade auch im Hinblick auf die Privatinitiative 
sollte es zu einem stärkeren Zusammenwirken von 
Gemeinde, Land und Bund kommen. 

Lassen Sie mich von unserem Standpunkt aus 
auch ein klares Wort zur Frage der Auflockerung 
der Wohnraumbewirtschaftung sagen! Gerade über 
diesen Punkt ist in diesem Hause bereits öfter und 
heftig diskutiert worden. Wir wollen gar nicht 
daran denken, eine neue, verschärfte Wohnraum­
zwangsbewirtschaftung einzuführen. Herr Dr. Ober­
länder hat selbst darauf hingewiesen, daß die gel­
tenden Bestimmungen ausreichen. 

(Abg. Simmel: Aber die Durchführung 
reicht nicht aus!) 

Aber wir müssen verlangen, daß die Verwaltung 
dann auch die Durchführung dieser Bestimmungen 
sicherstellt. Ich möchte Ihnen nur eine Tatsache 
sagen: 67 Prozent der heimatvertriebenen Familien 
in Bayern bewohnen heute immer noch nur einen 
einzigen Raum. Solange diese Tatsache besteht, 
kann es niemand vertreten, die Auflockerung der 
Wohnraumbewirtschaftung in der bisher geübten 
Praxis fortzusetzen. Eine so weitgehende Auflocke-
rung erscheint verfrüht. · 

Wir bitten also die Staatsregierung und die Ver­
treter Bayerns im Bundesrat noch einmal, doch 
alles zu tun, um jede Einengung des Bauvolumens 
zu verhindern und die wichtigen zusätzlichen Auf­
gaben der Schaffung eines Baulandbeschaffungs­
gesetzes, des Wohnraummangelgesetzes und. eines 
allgemeinen großen Baugesetzes nach Kräften vor·­
anzutreiben. 

(Beifall bei der CSU) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Stock. 

Stock (SPD): Meine. Damen und Herren! Die 
Frage, die wir heute behandeln, ist nach meinem 
Dafürhalten das Hauptproblem, das der Staat, der 
Kreis und auch die Gemeinde zu lösen haben. Las-
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sen Sie mich einen Rückblick auf die Zeit nach 
1918 machen! Auch damals bestand eine große 
Wohnungsnot, obwohl nicht so viele Häuser zer­
stört waren. Aber Sie wissen: Während eines 
wahnsinnigen Krieges wird nichts aufgebaut, es 
wird nur zerstört. Auch in jenen Jahren bekamen· 
die jungen Leute keine Wohnungen. Als die Män­
ner aus dem Krieg zurückkehrten und inzwischen 
ein oder zwei Kinder hinzugekommen waren, hat­
ten die Familien keine Wohnungen. Ergo mußten 
in erster Linie Wohnungen geschaffen werden. 

Nun wurde vorhin Aschaffenburg erwähnt. Wie 
haben wir uns dort geholfen? Wir haben einfach 
aus den städtischen Waldungen für rund zwei Mil­
lionen Mark m e h r Holz geschlagen, denn Holz 
war ein begehrter Artikel, und haben dafür Woh­
nungen gebaut. Das war nicht viel, aber es war 
immerhin etwas. Dazu kamen noch die Zuschüsse, 
so daß wir immerhin etwas leisten konnten. Nun 
wurde auch heute wieder gesagt, Aschaffenburg 
habe die Wohnraumbewirtschaftung aufgehoben. 
Das stimmt nicht; aber wir haben nach meiner 
Auffassung einen gesunden Kern hineingebracht. 
Wie? Zunächst haben wir gesagt: Es nützt nichts, 
wenn man demjenigen, dem eine Familie zugewie­
sen werden soll, einfach sagt: Du, den Huber mußt 
du nehmen und keinen anderen. 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

Mit Polizeigewalt ist der Mann dann in diese Woh­
nung hineingekommen. Ja, meine Damen und Her­
ren: Meinen Sie, der Betreffende, der zugewiesen 
worden ist, hatte dabei irgendeinen Vorteil? Oder 
glauben Sie, derjenige, bei dem die Zuweisung er­
folgte, war zufrieden? 

(Zuruf von der CSU: Dabei ist keiner 
glücklich!) 

Wir nehmen aus der Dringlichkeitsliste - leider 
haben wir noch etwa 2000 auf der Dringlichkeits­
liste - 5 Stück heraus, lauter dringliche Fälle, und 
aus diesen kann sich der Wohnungsinhaber einen 
auswählen. 

lAbg. Dr. Brücher: So machen wir es auch!) 

Dann erreichen wir von Anfang an eine gewisse 
Zufriedenheit. 

Nun haben wir noch etwas; hören Sie gut zu! 
Wir sagen, wenn einer auf Grund seines großen 
Wohnraums jemanden zugewiesen bekommen soll 
und er die notwendigen Mittel dazu hat, dann soll 
er aus eigenen Kräften der Stadt eine Wohnung 
bauen. 

(Abg. Gräßler: Das ist überall so!) 

- Das ist leider nicht überall so, Kollege Gräßler. 
Meist tun sich in Aschaffenburg drei oder vier zu­
sammen, erbauen ein ganzes Haus und stellen der 
Stadt dann vier Wohnungen zur Verfügung. Dabei 
kann man selbstverständlich davon absehen, ihnen 
eine Mietpartei zuzuweisen; 

(Sehr gut! bei der CSU) 

denn die Stadt hat ja nichts verloren, sondern im 
Gegenteil eine wunderbare, schöne, neue Wohnung 
gewonnen. 

(Sehr gut! rechts) 

Das ist die Bewirtschaftung des Wohnraums in 
Aschaffenburg. 

(Abg. Junker: In Bayern auch!) 
J 

Hoffentlich, Herr Kollege Junker, hoffentlich 
wird das überall in Bayern gemacht. 

(Abg. Junker: Steht im Gesetz!) 

Dann wird es mit der Zeit aufhören - Voraus­
~etzung ist, daß die Betreffenden finanziell in der 

·Lage sind -, daß derartige Zuweisungen Mord und 
Totschlag mit sich bringen. Das ist nicht aus der 
Luft gegriffen. Wir brauchen nur die Prozesse zu 
verfolgen, um zu sehen, was alles durch die eng­
herzige Bewirtschaftung des Wohnraums geschieht. 

Nun wurde gesagt.- ich weiß nicht von wem-, 
daß man Wohnungen und nochmals \Vohnungen 
bauen und alles andere hintanstellen soll, weil es 
nicht so dringlich ist. Sehen Sie: Die Stadt Aschaf­
fenhurg, der·en Rathaus hundertprozentig zerstört 
wurde, besitzt kein Rathaus, obwohl sie dringend. 
eines bräuchte. Die Stadtverwaltung ist mit ihren 
12 oder 14 Abteilungen in verschiedenen Häusern 
untergebracht. Wir sagen aber: Solange es noch ein 
solches Wohnungselend gibt, wird kein Rathaus 
gebaut; 

(Sehr gut! bei der CSU) 

solange wird kein The~ter unterhalten, sondern es 
werden erst Wohnungen erstellt. Das ist auch 
ein Grundsatz. Ich sage Ihnen ganz offen: 
Ich habe auch die Auffassung: Es wäre besser ge­
wesen, wenn .man das Residenztheater in München 
nicht gebaut und die 13 oder, ich weiß nicht, wieviel 
Millionen dafür verwendet hätte, Wohnungen zu 
erstellen; denn Theater gäbe es in München auch 
ohne das Residenztheater. Es sollen dort nicht ein­
mal allzu gute Stücke gespielt werden; ich weiß es 
nicht, man hört es nur so. 

Nun ein Wort an die Herren Minister, und zwar 
in einer. Sache, für die nicht allein der Innenmini-

, ster, sondern in erster Linie der Wirtschaftsminister 
zuständig ist. Es ist ein Unfug, wie die Baustoff­
preise zur Zeit wieder in die Höhe gehen. Hier 
müßte eine staatliche Kontrolle einsetzen; denn es 
geht nicht, daß sicli einzelne am Elend der Masse 
bereichern, wobei es sich wieder um staatliche Zu~ 
schüsse handelt. Bei den Baustoffen müßte also 
eine Preisregulierung einsetzen, weil nur durch die 
hohen Baustoffpreise die Wohnungen furchtbar 
teuer werden. Bedenken Sie nur, für welchen Be­
trag wir im Jahre 1950, 'dann 1951 gebaut haben 
und wie hoch wir im Jahr 1952 kommen. Hier wäre 
unbedingt einzuschreiten. 

Lassen Sie .mich noch auf einen konkreten Fall 
zu sprechen kommen, und zwar Bad Kissingen. Da­
bei bitte ich Herrn Staatssekretär Dr. Oberländer, 
etwas zuzuhören. Ich habe an dieser Stelle schon 
einmal gesagt: Was in Bad Kissingen mit der Be­
schlagnahme der Hotels geschieht, ist höchst un -
wirtschaftlich, hat mit Wirtschaft nichts zu tun. 
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Hier weraen Gelder verausgabt, wie man es als 
Kaufmann nicht verantworten kann. Ich will Ihnen 
gleich sagen, was dort los ist: Wir haben d9rt Hotels 
beschlagnahmt. Daß Hotels keine Wohnungen ab­
geben können, wenn Familien in einem Hotelraum 
zusammengepfercht sind, ist selbstverständlich. Für 
diese Hotels zahlen wir je 72 900 DM Pacht im Jahr. 
Würde man diese Summen zusammenlegen und da­
für Kapital beschaffen, was könnte man damit an 
Wohnungen bauen! Die Wohnungen kämen mit der 
Zeit in den Besitz der Heimatvertriebenen, die jetzt 
in den Hotels untergebracht sind. Es kommt hinzu: 
Bei Abschluß der Verträge haben wir die Verpflich­
tung übernommen, die Hotels wieder so zu über­
geben, wie sie waren. Man hat heute schon eine 
Summe von 4 Millionen D-Mark berechnet, die uns 
die ganze Angelegenheit kostet, wenn eines 'Tages 
die Mieter herauskommen. Ich bitte, wie ich es 
schon so oft getan habe, auch für diese Leute zu 
sorgen, weil sie so furchtbar schlecht untergebracht 
sind, niemand zufrieden ist und auch nicht zufrie­
den sein kann und weil es de;n Staat Unsummen 
von Geld kostet, die man auf andere Weise ersparen 
könnte. 

Man muß also auch beim Wohnungsproblem 
kaufmännisch, ·wirtschaftlich denken. Wenn man 
das tut, wird man das Elend etwas mildern können; 
man kann es aber nicht stur vom grünen Tisch aus 
beseitigen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort nimmt 
Herr Abgeordneter Dr. Keller. 

IDr. K~ller (BHE): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Der Herr Staatsminister des Innern sprach 
bei Beantwortung der Interpellation einleitend da­
von, daß die ganzen Sorgen um den Wohnungsbau 
seinerzeit bei einer Konferenz der Wiederaufbau­
minister der deutschen Länder seht eindringlich er­
örtert worden seien. Auf dieser Konferenz war das 
Land Bayern leider, wie ich persönlich sagen darf, 
nicht durch einen Wiederaufbauminister vertreten, 

(Staatsminister Dr. Hoegner: Es war der Innen­
minister! - Ministerpräsident Dr. Ehard: Ge­

nau so wie sonst auch!) 

und ich möchte meinen, die Tatsache, daß wir in 
Bayern diesen Wiederaufbauminister im Gegensatz 
zu anderen Ländern noch nicht haben, könnte viel­
leicht doch ein klein wenig Schuld daran tragen, 
daß die Dinge noch nicht die einheitliche Planung 
und Koordinierung gefunden haben, die Herr von 
Knoeringen bei Begründung der Interpellation so 
eindringlich und, wie ich glaube, richtig gefordert 
h~ . 

(Abg. Haußleiter: Richtig!) 

Der Herr Kollege von Knoeringen hat in der Aus­
sprache über die Regierungserklärung seinerzeit ge­
sagt: Die ganze Regierung muß ein Koordinierungs­
ministerium werden. Wir hätten der Regierung auf 
diesem Wege viel Glück gewünscht. Aber dieser 

Weg ist offenbar unmöglich, und die Praxis mit all 
den Sorgen, die heut~ noch vor uns stehen, hat ge­
zeigt, daß man die Dinge, wenn m·an sie nicht in 
einer Hand vereinigt, nicht so regelh kann, wie es 
andere Länder zweifellos mit Erfolg getan haben. 

Dr. Ehard, Mini:sterpräs:tdent: Die ·ander·en haben 
es ·auch nicht fel"tiig gebracht, trotz des Aufibau­
ministers! 

Dr. Keller (BHE): Diese Fr.age rgehört jedenfalls 
der Vergangenheit .an und 1br.aucht uns !heute nicht 
_zu beschäftigen. 

Was mir aber dringlich ·zu sein sche!nt, ist edne 
Betrachtu(llg darülber, ob der Weg richtig war, den 
wir seit Jahr und Tag beschritten ha-ben: daß wir 
den Großteil des soz!ialen Wohnungshaus aus Mit­
teln des Lastenausgleichs finanziert haben. Heute 
beginnen sä.eh die Dinge 'ZiU ändern und he1Ute 
geraten wir vielleiCht deswegen !in diese großen 
Schwierigkeiten und Kralamitäten, weil wir seiner­
zeit ·einen Weg gegangen sind, der wahrscheinlich 
nricht der richÜge-rgewesen ist; denrn der Lastenaus­
gleich ist zunächst wohl doch nicht rdazu bestimmt 
gewesen, einen Wohnungsbau finanzieren zu helfen, 
bei dem, wie wir · gesEJhen haben, auch andere 
Sparten ·a1s die der Kriegsfolgegeschädigten mit 
berücksdchtirgt werden sollen und mit iberü,cksich­
tigt werden müssen. Wir haben die Dinge damals 
a-uf di:esen Weg v:erlargert rund sehen uns heute 
plötzlich in unseren ganzen Hoffnungen fehlgelei-. 
tet, weil sich nunmehr der Lastenausgleich einer 
Verwirkl!i.chung in die·ser. oder jener Form nähert 
urnd seinem eigentlichen, seinem ursprünglichen 
Zweck zugeführt zu werden !beginnt. Das ist auch 
richtig so; denn es wäre sonst so gekommen, wie 
wir es in der Praxä.s oft schon erlebt haben, daß 
·dann für das ·eine Bedürfnis etwas g•etan worden 
wär·e und für das andere nichts. Um ein drastisches 
Beispiel zru nennen: Es gibt Fälle, in denen ein Ge­
schädigter, edn Heimatvertriebener, ein Ausge­
rbombter oder irgendein sonstiger Anspruchsberech­
tigter aus Mitteln de:s Lasteniausg1eichs eine Woh­
ni.mg des so:oialen Woilmungslbaus erhält, aber nicht 
das Bett ihat, das er in diese Wohnung hineinstellen 
könnte. Das mag, wie gesagt, ein rdrasti:sches Bei­
spiel sein; aber es zeigt rganz genau, :daß wir· un­
sere Hoffnungen auf einen verkehrten Weg gesetzt 
hatten 1Un!d nun - schuldlos - die Quittung dafür 
ibekommen, weil wegen der Verwendung der La­
stenausgleichsmittel zu 1hrem eigentlichen Zweck 
der Wohnungsbau plötzlich vor großen Schwierig­
·keiten steht. 

·wenn von der Umsiedlung 1gesprochen wird, so 
1ist es natürl!ich leicht, heute zu sagen: Wir fordern 
und wollen, daß rauch die •anderen Länder ihren 
Anteil an der deutschen 1Schicks,alsgemeinschaft 
tragen. Diese Fmderung 1beste.ht zweifellos mit 
giutem Recht. Alber man sieht :an dieser Frag·e, daß 
man die Grenzen des Föderalismus vti.elle!i.cht doch 
etwas -zu weit gesteckt hat. Heute kiann der Um-· 
•Siedlungskommissar und können alle die Stellen, 
die dramit rbefaßt werden, zwar bitten, die Gesetze 
:ou vollziehen; •aber ein unmittelbares Eingriffs-
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recht, wie es in unser aller Int~resse •zweifellos g•e­
rechtfertigt wäre, 

(A:brg. •Simmel: Sehr richtiJg!) 

besteht nun leider einmal nicht. 

(Abg. Dr. Lenz: Es d.st ja eli.n Gesetz da!) 

- A1ber dieses Gesetz :wird nicht eingehalten, Herr 
Kollege Dr. Lenz! 

(A!bg. Dr. Lenz: Das wollen wir einmal 
sehen!) 

- Wir sehen ja laufend, daß es nicht eingehalten 
wird. Wir haben uns also auf diesem Weg le!ider 
aiuch etwas zu sehr ins Ungewisse vorgewagt. 

Wenn die Wohnraumbewirtschaftung ang•eschnit­
ten wird, so muß ich da:bei immer an einen Schrei­
ner denken, der einen guten Schrank machen soll, 
aiber keinen Holöel hat. Meine sehr verehrten Da­
men und .Herren! Die Woihnr1aiumbewirtschaftung 
wäre zwar in ihren .gesetzlichen Grundlagen fun­
diert, sie kann aber in der Praxis nicht fundiert 
sein, wenn die b.isherigen Zustände weiter be­
stehen. Wenn der Wohnraum'bewirtschaftiung prak­
tisch durch Mangel an dem erforderlichen Perso­
nal und d1Urch ungedeckten Sachbedarf laufend der 
Boden •Unter den Füßen entzogen wird, dürfen wir 
uns nicht wundern, wenn ·alles ·auf dem Papier 
stehen 1blei'ben muß. 

'(.A!bg. Freundl: Wer hat denn d!i.e Wohn-
ra1UmbewJrtschaftung durchgeführt?) 

- Die Wohnr.aumibewirtschaftung haben heute die 
Kreise. Die Kreise stellen oft so :wenig Wohnungs­
ermittler ein, daß es pr.aktisch nicht einmal mehr 
möigl!i.ch ist, der F1uktuation zu folgen. 

(Z:uru:ße von der CSU) 

Die Wohm~a,umlbewJrtschaftiung wird sehr oft von 
einem Ressort miterledigt, das dazu eigentlich gar 
nicht da ist, nämlich vom Personal der Flüchtlings­
ämter, dfo dann ·oft 'ZJU ihren eigenen Aufgaiben gar 
nicht mehr kommen. Wir wollen froh sein - 1ch 
persönlich bin jedenfalls froh -, daß die Aufgabe 
auf diesem Notbehelfsweg weni.gstens noch zu 
einem geringen Teil erled!i.gt werden kann und daß 
es nicht noch schfochter ist. 

Ein heikler Punkt in der Wohnraumbewirtschaf­
tung ist ·auch die Rechtsprechung der Verwaltungs­
gerichte und des Verwaltungsgerichtshofs. Bei einer 
·anderen Gelegenfrleit ist einmal, wa:s man an sich 
nicht tun sollte, an der iRechtsprechung Krittk ge­
übt worden. Nach Iden sehr iharten Worten, die 
·gerade im Rechtsausschuß gegen das Urteil des 
bayerischen Vierfassungsgerichfahofs, ;unseres hö.chl­
sten Gerichts, in einer Sache l!aut wurden, die mir 
persönlich weniger ibedeutsam erscheint als das 
Wohnungselend, nämlich rgegen das Urteil über die 
Fünf-Prozent-Klausel, möchte ich aber doch s•agen, 
daß manche Urteile der Vierwal tungsgerich te und auch 
manche Urteile des Verwaltungsgerichtshofs so am 
grünen Tisch gefällt zu sein scheinen, als ob die 
Richter noch nie in ihrem Leben ein Elendsquartier 
gesehen hätten. Das muß man sehr w~hl feststeilen. 

Der Kollege Gräßler ihat mit .Recht gefordert und 
auch andere Redner haiben ibegrüßenswerterweise 
gesagt, daß man einmal ·ein Prioritätensystem wirk­
lich durchführen muß, daß man einmal Schluß. 
machen muß mit dieser Serie von Kinos, von Fas­
saden mit Lichtrek1amen und :all den Dingen, die 
nun leider einmal nicht in unsere Zeit hineinpas­
sen. Wir :hraiben 1bereits vor -längerer Zeit in einem 
sehr deutlichen Antrag gefordert, daß wenigstens. 
·auf dem Sektor, ·auf dem die Volks·vertretung und 
die Staatsregierurug ·einen unmittel1baren Einfluß 
ausüben, nämlich auf dem Sektor der öffentlichen 
Bauten alles noch einmal .genrauestens überprüft 
werden soll, draß das Vor.dringliche und rdas nicht 
Vordr!i.ngliche und vor aHem das für unsere Tage 
noch nicht Notwendige" genauestens ausgewiesen 
werden soll. Diesen Antrag :konnten wir im Aus­
schuß für den Staatshaushalt rzurückziehen, nach­
dem der Herr Staatsminister des Innern und stell­
vertretende Ministerpräsident die Erklärung •abge­
geben hatte, daß drl.e 1Staatsregierung bereits von 
~ich aus beschlossen ha1be, in V:erfolgung gleicher · 
Gedanken einen starken Riegel vorzuschieben. Wir 
sind gespannt, wie sich. dieser Wi1le der Staats­
regierung auch unten berl. den nachgeordneten Be­
hörden auswirkt. Wir werden mit ihr gemeinsam 
am gleichen Strang zieib.end die Auswirkungen in 
der Praxis sehr rarufmeriksam verfolgen. 

Es ist l'iichtig, wenn immer wieder auf die Lei­
stungen hingewiesen wird, die wir .zweifellos unter 
Anstrengung der gesamten Bevölkerung auf diesem 
oder jenem Gebiete, auch dem des Wohnungsbaues, 
volLbracht ha1ben, und wenn die daibei erzielten 
Fortschritte raufgeZJeiigt werden. Aber ich fürchte, 
daß der Ernst der Lage doch dazu zwingt, mehr 
nach vorwärts als nach rückwärts zu blicken. Ich 
glaube, wir befinden uns :in der Situatio:n eines. 
Mannes, der auf einer Stufenleiter vom Wasser 
verfolgt wird, dem das Wasser nachsteigt. Meine. 
sehr verehrten Kollegli.nnen und Kollegen, ein 
Mann, dem das Wasser nachstei.gt - und uns steigt 
das Wasser nach - darf nicht sagen:. Gottlob, ich 
hrabe wieder eine Stufe hinter mich gebracht; er 
hat nichts •anderes zu tun .als nach oiben zu sehen 
und zu steigen unrd zu steigen, unter Anspannung 
aller Kräfte, bis er der Gefahr entronnen ist. Das 
ist nach meinem Empfinden der e!i.nzig mögliche 
Weg, auf dem wir alle gemeinsam aus diesen Ver­
hältnissen herauskommen können. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Schwimmen!· -
A:brg. !B~zo1d: 1Schwimmen muß er können!) 

- Da gi:bt es kein Schwimmen meihr. Dann treibt er 
eiben aib. Das ist in der Geschichte auch schon vor­
gekommen, 

Zur Praxis: Die Entwicklung des Wohnungsbaus 
hat einen ziemlichen Aufschwung genommen, wie 
sich in den Zahlen widerspiegelt, die wir· .. hier ge­
hört haben. Aber ich möchte manchmal meinen, daß 
dieser Wohnungsbau, ganz abgesehen von der Höhe 
der Mieten, die hier auch mit Recht angeschnitten 
worden ist, das Wort „sozial" gelegentlich nicht 
ganz verdient. So ist es, aus einem einfachen Grund, 
und wir dürfen die Augen vor dieser unangeneh­
men Tatsache nicht verschließen: Wenn wir die 
Zahl der in den letzten Jahren in Bayern begrü-
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ßenswerterweise neu erstellten Wohnungen in Ver­
gleich setzten mit der mangelnden Abnahme der 
Elendsquartiere, der menschenunwürdigen, un­
christlichen Elendsquartiere, wie wir sie heute noch 
sehen, dann ist dieses Mißverhältnis so, daß wir · 

" feststellen müssen: An der Lenkung, die mit Recht 
von so vielen Seiten gefordert worden ist, kann 
etwas noch nicht stimmen. Wir müssen uns aber 
bemühen, darauf zu dringen, daß diese Lenkung, 
die allerdings erfolgen sollte, viel mehr nach un­
bürokratischen Gesichtspunkten vorgenommen 
wird und nicht nach bürokratischen Gesichtspunk­
ten im wahrsten Sinne des Wo.rtes. Wir haben d}e 
Aufgabe, um jeden Preis und mit allen Mitteln . 
zu bauen. Wir brauchen gar nicht immer wieder 
zu sagen, daß es Zeit ist oder daß Not am Mann 
ist. Aber die Paragraphen vergangener Jahrzehnte 
und Jahrhunderte sollen die Selbsthilfe nicht auf­
halten. In Moosach hat man die primitiven Woh­
nungen wieder niedergerissen, die die Leute in 
Selbsthilfe gebaut haben. Die Dinge waren zweifel­
los gesetzwidrig, wir wissen das, schön; aber wir 
erle'ben oft in der Praxis auch bei der Steuerung des 
Wohnungsbaus, draußen vor allem, daß die nach­
geordneten Behörden die Dinge nicht so nehmen, 
wie sie genommen werden müssen. Es darf nach 
meinem Empfinden, wenn jemand zu bauen gewillt 
ist, der Zuschuß nachher nicht daran scheitern, ob 
das Klosett 6 Zentimeter weiter rechts oder links 
sitzt, ob der Giebel ein oder zwei Grad, schräger 
oder zu wenig geneigt ist. Das darf dabei keine 
Rolle spielen. Ich kenne aber leider eine ganze 
Fülle von Einwendungen aus der Praxis, in denen 
gesagt worden ist: Der Giebel stimmt nicht, das 
Fenster sitzt ein wenig zu weit rechts oder links. 
Der Bauwillige findet dann den Weg versperrt. 

Auf die Dauer fürchte ich, daß man dadurch allen 
Gutwilligen die Lust und die Liebe nimmt, sich 
überhaupt mit diesen Dingen stärker zu befassen. 

(Sehr gut! - Zuruf: Würzburg!) 
- Richtig, Würzburg, ich denke da vor allem an 
den Architekten Lossow. 

(Sehr gut! links) 
Den Leuten wird die Lust genommen und es wird 
ihnen gezeigt, daß sie mit ihrer Initiative fehl am 
Platze sind, daß die Behörden, die dabei kein Opfer 
zu bringen haben und lediglich ihr Plazet geben 
müßten, aus einer überspitzten Anwendung der 
Bestimmungen heraus sagen: Das geht und das 
geht nicht und das darf nicht gebaut werden! Auf 
der anderen Seite muß ich doch dem· Kollegen 
Gräßler aus der Praxis, soweit ich sie kenne, ent­
gegenhalten, daß die Bürokratie es leider nicht im­
mer so genau nimmt. Herr Gräßler hat naeh meinem 
Empfinden mit Recht gesagt, daß wir auch an un­
seren einheimischen Nachwuchs denken müssen, 

~ daß wir nicht stur sein dürfen. Eine Ausnahme­
genehmigung muß möglich sein, wenn die Gründe 
berechtigt sind. Ich glaube, der Kollege Gräßler hat 
recht, aber die Praxis läuft leider manchmal so, 
daß die Regel zur Ausnahme und die Ausnahme 
zur Regel wird. Das ist natürlich ö:x;tlich bedingt. 
Das dürfte aber auch nicht sein. Wenn die Büro-

kr.atie einmal ungenau ist, muß sie es auch in an­
deren Fällen bleiben, und •umgekehrt. Ich glaube 

. daher, daß man in der Praxis dem berechtigten 
Wunsch des Kollegen Gräßler, manchmal mehr Aus­
nahmen z.u machen, mehr als entgegengekommen 
wi11d und daß sich die Dinge in absehbarer Zeit auf 
eine vernünftige Ebene einspielen werden. 

Schließlich darf ich noch eines sagen: ·Kollege 
Gräßler hat von einem Hornruf gesprochen, der in 
diesem Hause, wo immer wir stehen, nicht verhal­
len dürfte. Lierber Kollege Gräßler - ich glaube, er 
ist im Augenblick nicht anwesend-, dieser Hornru.f 
würde nichts nützen, wenn er hier im Bayerischen 
Landtag verhallen würde. Unsere Pflicht ist es, 
diesen Hornruf hinauszutragen, dorthin, wo er ge­
hört werden muß, nämlich in das Land, wo solche 
Dinge gehört werden müssen, wenn sie ein gutes 
Ende nehmen sollen. 

(Beifall beim BHE) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort nimmt der 
Herr Staatsminister des Innern. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Von allen Seiten des Hauses ist viel Rich­
tiges gesagt worden. Ich muß mich .darauf be­
schränken, einige Richtigstellungen zu machen und 
verschiedene Irrtümer zu beseitigen. 

Zunächst dürfte dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Keller wohl bekannt sein, daß das Staats­
ministerium des Innern sehr ernste und eindring­
liche Weisungen hinausgegeben hat, damit die Vor­
schriften uber die Wohnraumbewirtschaftung auch· 
von den unteren Behörden eingehalten werden. 
Wenn in dieser Beziehung Klagen zu fül;iren sind, 
so bitte ich sie an das Ministerium heranzutragen, 
das für Abhilfe sorgen wird. 

(Abg. Dr. Keller: Wird gemacht!) 

Dann aber muß ich, so leid es mir tut, dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Keller doch zwei Illusionen 
rauben. Einmal hat er geglaubt, durch straffe Zen­
tralisierung in den Händen des Bundes würden die 
Dinge besser gehandhabt und insbesondere würde 
Bayern beim Bund besser davonkommen als bei 
anderen Länderregierungen: Herr Abgeordneter 
Dr. Keller, es sind doch die gleichen Menschen! 
Glauben Sie, daß diese Menschen anders handeln 
würden, wenn sie im Gewand des Bundes auftre­
ten, als wenn sie im Gewand eines einzelnen Lan­
des nördlich von uns auftreten? 

(Sehr gut! bei der BP) 

Eine weitere Illusion ist die, daß man glaubt, 
durch die Errichtung eines neuen Ministeriums 
könnte etwas gebessert werden. 

(Zuruf: Im Gegenteil!) 

Was wir brauchen, sind nicht neue Ministerien und 
Behörden, sondern das sind neue Mittel für den 
Wohnungsbau. 

(Lebhafter Beifall - Abg. Stock: Geld!) 

Wenn wir diese Mittel nicht aufbringen können, 
können sie up:s durch die Behörden auch nicht her­
geschafft werden. 
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Weiter darf ich darauf hinweisen, daß der Tausch 
von neuen Wohnungen mit Altwohnungen jetzt zu­
lässig ist. 

Sodann ist davon gesprochen worden, man solle 
die Wohnungsbauabgabe in Bayern wieder ein­
führen. Der bayerische Verfassungsgerichtshof hat 
bereits in einer Entscheidung festgelegt, daß die 
Beibehaltung der Abgabe nach dem Inkrafttreten 1 

des Grundgesetzes nicht mehr möglich war, 

(Zuruf: Leider!) 

sondern . daß wir. jetzt für die Einführung einer 
solchen Abgabe die Erlaubnis des Bundes benöti­
gen würden. 

Herr Kollege Gräßler hat meine Ausführungen 
bezüglich des Aufbringens der ersten Hypotheken 
als zu optimistisch bezeichnet. Ich kann ihm. ver­
sichern, daß für das verminderte Wohnungs­
bauprogramm, das wir heute leider haben, die 
ersten Hypotheken gesichert sind. · 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

Der Herr Abgeordnete von Knoerihgen hat eine 
Reihe von Vorschlägen gemacht. Der erste geht da­
hin: Aus dem Bundeshaushalt sollen andere Mittel 
aufgebracht werden, wenn die bisherigen Mittel, 
insbesondere die aus der Hypothekengewinnab­
gabe, weggefallen sind. Einverstanden! Die zweite 
Forderung war, es sollen in· jene Gebiete Woh­
nungsbaumittel gelenkt werden; in denen wegen 
der großen Arbeitslosigkeit eine stärkere Indu­
strialisierung erforderlich ist. Auch damit kann 
man einverstanden sein. Weiter hat Herr von Knoe­
ringen zusätzliche Bundesmittel für die Flücht­
lingsländer gefordert. Damit bin _ich selbstver­
ständlich einverstanden. Gerade wir in Bayern, die 
wir eine übergroße Zahl von Heimatvertriebenen 
haben, würden es begrüßen, wenn sich der Bund 
dazu aufraffen könnte. 

Endlich hat Herr von Knoeringen auch eine laute 
Sprache in Bonn gefordert. Ich glaube, die Bayern 
haben es an der lauten Sprache in Bonn nie fehlen 
lassen. 

(Heiterkeit) 

Es fehlt aber daran, daß diese laute Sprache den 
entsprechenden Widerhall !indet. Dafür zu sorgen 
ist unsere Aufgabe. Wir sind uns doch alle über 
die verhängnisvollen Folgen der Wohnungsnot 
klar. Wir wissen - ich selbst weiß das aus dem 
täglichen Polizeibericht am besten -, welche ent­
sittlichende Wirkung die.Wohnungsnot hat, welche 
Verbrechen daraus entstehen können. All das· ist 
uns hinreichend bekannt. Aber auch für den Woh­
nungsbau gilt das, was früher ein österreichischer 
General, der alte Monteouculi, vom Kriegführen 
gesagt hat: Zum Wohnungsbau gehört Geld, Geld 
und immer wieder Geld! Dieses Geld zu beschaffen 
wird unsere Sorge sein. Wir werden nichts unver.:. 
sucht lassen, um endlich die Forderung unserer 
bayerischen Verfassung in die Tat umzusetzen, daß 
jeder Bewohner Bayerns einen Anspruch auf eine 
menschenwürdige Wohnung hat. 

(Allgemeiner starker Beifall) 

Präsident. Dr. Hundhammer: Das Wort nimmt 
Herr Staatssekretär Dr. Oberländer. 

Dr. Oberländer, Staatssekretär: Ich darf ganz 
kurz auf die Ausführungen des Herrn Abgeord­
neten Stock eingehen. Mir sind die Verhältnisse in 
Bad Kissingen durchaus bekannt. Wir sind aber 
nicht für eine Lockerung der Kontingentierung mit 
75 Prozent für die Vertriebenen; denn wenn wir -
hier eine Lockerung eintreten lassen würden, wäre 
es völlig ausgeschlossen, die Hotels in Kissingen 
aufzulassen. Es ist hier genau so wie mit der Lager­
auflösung. Der Staat verliert auf der einen Seite 
die Reparaturkosten, hier verliert er die Mieten und 
die künftig notwendigen Reparaturen. Ich hätte die 

. Hotels in Kissingen schon längst aufgelöst, wenn es 
möglich gewesen wäre, die Menschen dorthin zu 
bringen, wo sie Arbeit finden. Also entweder Um­
siedlung oder innerbayerische Umsiedlung, wobei 
wir uns darüber klar sind, daß die innerbayerische 
Umsiedlung eine erhöhte Chance, aber keine 
Sicherheit für die Arbeitsbeschaffung gibt. Es 
haben doch alle Oberbürgermeister der Großstädte 
bei mir protestiert, daß wir Menschen aus dem 
Bayerischen Wald nac;h Nürnberg oder Augsburg 
usw. brachten. 

(Abg. Stock: In Kissingen haben sie aber nie 
eine Chance!) 

- Deshalb wollen wir sie wegtun! Sie sind einge­
plant, und ich weiß auch genau, wie hoch die Kosten 
sind. Die Reparaturkosten eines Lagers sind aber 
wohl höher als die Mieten in Kissingen. 

(Abg. Stock: Und die Reparaturkosten, die 
dort kommen?) 

- Die kommen sowieso! Da hat es sich um Zwangs­
einweisungen gehandelt, die lange vor meiher Zeit 
geschahen, die aber notwendig waren und über die 
wir heute nicht mehr zu sprechen haben. Das muß 
der Staat einfach bezahlen. Wir haben als Heimat­
vertriebene durchaus nicht gesagt: Nur wir und die 
Einheimischen nicht! Weil wir die Lager auflösen 
wollen, deshalb müssen wir an der 75-Prozent­
Klausel zunächst festhalten. Ich weiß ohnehin nicht, "' 
wie wir bei den Lagern, die zusammenbrechen und 
für die wir keine Ersatzbauten geschaffen haben, 
über die fünf Jahre hinwegkommen. 

· Dann muß ich dem HerrnAbgeordnetenDr.Baum­
gartner noch etwas sagen. Der Bund will umsiedeln, 
aber der Herr Umsiedlungskommissar hat augen­
blicklich keine andere Möglichkeit, als die Länder 
zu bitten. Er hat nicht das geringste Weisungsrecht, 
und deshalb nehmen die Aufnahmeländer nicht auf. 
Bayern ist dadurch geschädigt. Ich kann also wohl 
sagen: An sich sind wir in der Grundlinie absolut 
einig, aber die Ausführung ist schwierig. 

(Zuruf: Wegen der Aufnahmeländer!) 

- Es fehlt bei den Aufnahmeländern. Wir müssen 
ganz offen aussprechen, daß es so ist. 

Und zum Schluß ein kurzes Wort zur Wohnraum­
bewirtschaftung. Leider reicht die Zahl der Ange­
stellten in keiner Weise aus, um eine Wohnraum­
bewirtschaftup.g durchzuführen. Das ist das un­
dankbarste Gebiet überhaupt. Sie wissen ja selbst, 
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daß der, der den Wohnraum ermittelt, sich auf allen 
Seiten Feinde schafft, und daß daher keiner diese 
Arbeit gern machen möchte. Sie muß aber gemacht 
werden. Wenn Sie sagen, die Angestellten reichen, 
dann darf ich dazu bemerken, daß ich gestern auf 
einer Tagung vori Flüchtlingsamtsleitern in Würz­
burg von sämtlichen Amtsleitern darauf hingewie­
sen wurde, daß die neuen Aufgaben, die das Bun­
desvertriebenengesetz stellt - neue Ausweise, 
Feststellungen usw. -, bei der jetzigen Besetzung 
der Stellen einfach nicht durchführbar sind, wenn 
70 Prozent der Kräfte für die Wohnraumbewirt­
schaftung benötigt werden. 

Ich will über die Gerichtsurteile riicht sprechen 
und ebenso wenig iiber etwas anderes, daß nämlich 
der Mut, Einweisungen durchzuführen, bedenklich 
abgenommen hat, insbesondere in der Zeit zum 
30. März hin. Mit der Annäherung an den Wahl­
termin ging die Zahl der Zwangseinweisungen lau­
fend zurück. Wir müssen im Kampf um das Recht 
auch den Mut haben, solche Dinge durchzuführen. 

Auch dem Herrn Abgeordneten Haußleiter darf 
ich noch etwas sagen. Ich habe schon wiederholt in 
diesem Hause erklärt, daß die Bauten in Amberg 
notwendig waren, um Besatzungskosten dafür zu 
verwenden, daß später Deutsche in diese Wohnun­
gen kommen. Ich habe das ganz genau gewußt und 
habe den Angehörigen der „Grenzland-Kunst" in 
den Lagern gesagt, warum diese Wohnungen für 
die Ausländer gebaut werden müssen: damit näm­
lich Besatzungskosten für deutsche Wohnungen 
verwendet werden. Ich weiß sehr wohl, daß Am­
berger, die jetzt im Lager sind, später in .diese 
Wohnungen kommen. Es ist nicht so, als ob ich 
einen Spaß daran hätte, Wohnungen für Ausländer 
zu bauen und nicht für Deutsche. · 

- Präsident Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen. Anträge zur Interpellation gemäß § 43 
der Geschätfsordnung liegen mir nicht vor. Damit 
ist diese Angelegenheit erledigt. 

Da zur Behandlung der Ziffer 6 der Tagesord­
nung auch die Anwesenheit des Herrn Wirtschafts­
ministers notwendig wäre, rufe ich nunmehr Zif­
fer 7 der Tagesordnung auf: 

Interpellation des Abgeordneten Dr. Baum­
gartner und Fraktion betreffend deutscher 
Wehrbeitrag und gesamtdeutsche Wahlen (Bei­
lage 2417). 

Zur Verlesung der Interpellation erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Baumgartner das Wort. 

Dr. Baumgartner QBP), Interpellant: Merine Da­
men und Herren! Die Interpellation hat folgenden 
Wortlaut: 

Nach Artikel 47 A!bsatz 2 der Verfassung des 
Freistaates ·Bayern bestimmt der Ministerprä­
sident die Richtlinien der Politik und trägt da­
für die Verantwortung gegenüber dem Land-

' tag. 
Ist -der Herr Ministerpräs~dent in der Lage, 

mit Rücksicht ,auf seine verfassungsmäßig ver­
ankerte Ve11antwortung vor dem Bayerischen 

Landtag dem Hayerischen Landtag Alllfklärung 
zu geben üiber die Haltung der ibayerischen 
Staatsregierung 
a) dn der Frage der Wiederaufrüstung West­

deutschl1ands, 
1b) in der Frage der gesamtdeutschen Wahlen 

und der Voubereitung für eine deutsche Na­
tionalversammlung? 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich frage die Staats­
regieDung, in diesem FaUe den Herrn Ministerprä­
sidenten, ob ·er bereit d:st, die Interpellation zu be­
antworten. 

Dr. Ehard, Ministerpräsident: Ich bin bereit, die 
Interpellation sofort zu beantworten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich bitte den Ver­
treter der Interpellanten, die Interpellation zu be­
gründen. 

Dr. Baumgartner {BP), Interpel1ant: Med.ne Da­
men und Herren! Ich darf, soweit es bei dieser 
Sachlage möglich ist, die Interpellation kurz be­
gründen. Ich darf Sie daran erinnern, ·daß die 
·bayerische Verfassung folgende Präambel enthält: 

Angesichts des Trümmerfe1des, zu dem eine 
Staats- und Gesellschaftsordnung ohne Gott, 
ohne Gewiissen und ohne Achtung vor der 
Würde des Menschen die überlebenden des 
zweiten Weltkrieges geführt hat, 

in dem festen Entschlusse, den .kommenden 
deutschen Geschlechtern die Segnungen des 
Friedens, der Menschlichkeit und des Rechtes 
dauernd ·zu sichern, 

gi'bt sich das Bayerische Volk, eingedenk sei­
ner mehr •als tausendjährigen Geschichte, nach­
stehende demokratische Verfassung. 

Meine Damen und Herren! Es geht uns heute 
nicht darum, einen A!bklatsch, eine Wiederholung 
der großen ßonner De1batte zur Wehrfr.age zu brin­
gen; es geht uns d.n der Fraktion der Bayernpartei 
lediglich darum, die Rechtslage zu klären, in der 
sich der bayerische Staat !in der Fmge der Wieder­
aufrüstull!g durch die deutsche Bundesregierung be­
findet. ·Wir wollen also den Rechtszustand klären 
und die -bayerische 1Staatsreg~erung bitten, uns im 
Bayerischen Landtag zu sagen, wie sie zu diesen 
Dingen st~ht. Dazu geihört vor: allem, daß dem 
militärischen Vorhaben in Bonn noch das Kontroll­
ratsgesetz Nr. 2,' das Potsdamer A!bkomrnen und 
die bayerische Ver·fossung entgegenstehen, daß fer­
ner die Frage umstritten ist, Olb das Bonner Grund­
gesetz geändert "".erden soll oder nicht, rund daß 
auch das -bayerische Gesetz Nr. 94 vom 21. Novem­
ber 1947 Ü!ber die Wehrhoheit nichts aussa1gt. 

Meine Damen und Herren! Ich ibitte Sie, mich 
~d meine Fraktion nicht mifümverstehen. Wir 
wollen keine Auseinandersetzung heraufbeschwö­
ren, wie sie in Bonn stattgefunden ihat. Wir wollen 
aber nicht, daß sich der Bayerische L•andtag, der 
sich jahrz·ehntelang mit Wehrfragen befassen 
mußte und dessen Wehrdebatten aus den 70er und 
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späteren J,ahren bekannt sind, das Recht nehmen 
läßt, über die Fra1ge des Rechtes zwischen Bund 
und Ländern ZlU sprechen. 

(Ahg. Dr. Raas: Seitdem dürfte sich staats­
rechtlich eine Kleinigkeit geändert ha:ben!) 

- Ja, Herr Kollege Haas! Sie sind ein guter Kenner 
der bayerischen Verfassung. Vielleicht erinnern Sie 
sich daran, daß wir auf den ersten zwei Seiten -
fünfmal das Wort „Staat" stehen haben. „Bayern 
ist •ein Freistaat", „Bayern ist ein Volksstaat", „Die 
Grund1agen -des bayerischen Staates", „Bayern ist 
ein Rechts-, Kultur- und Soziialstaiat" und „Träger 
der Staatsgewalt ist das Volk". 

{A1bg. Dr. Haas: Eiin Staat hoch fünf!) 

Wir haben a•lso eine Staatsverfassung. Wir sind 
ein :Staatswesen mit einem Par1ament iund einer 
Regierung und mit den drei Gewalten, sind also 
berechtilgt, über diese Ding,e zu sprechen. 

Nun lassen Sie mich - wiederum rein r,echtlich 
- unsere Auffassung kur·z vertreten, zu der wir 
den Herrn Ministerpräs'.i!denten bitten, Stellung zu 
nehmen. Ich darf den Herrn Präsidenten bitten, 
daß ich mich wegen der juristischen .&useinander­
setzung etwas an ·das Skriptum halten darf, was 
sonst,. wie Sie wissen, nicht meine Gewohnheit ist. 

Es besteht Einmütig.keit darüber, daß im Zeit­
punkt des Erlasses des Bonner GI"undgesetzes die 
Kontrollrats-Proklamation Nr. 2 vom 20. Septem­
ber 1945 Gültigkeit hatte, in der nach Ziffer 2 jeg­
liche Tätigkeit deutscher Organe auf militärischem 
Gebiete verboten war. Diese Anordnung ist nie­
mals formell außer Kraft gesetzt worden. Die An­
sicht ist aibzulehnen, daß im· Hinblick auf die so­
genannte clausula reibus sie stantiibus im Völker­
recht ·die 1geniannte Bestimmung diurch die Entwick­
lung der Zeitverhältnisse aufgehoben wurde. 

Was ich vom Kontrollr,atsgesetz Nr. 2 sagte, gilt 
in g•leicher Weise für das Potsdamer Abkommen, 
wo es in III 3 heißt, daß eine Reorg•anisation 
des deutschen Militarismus untersagt ist. Nach dem 
neuesten Stand der völkerrechtlichen Wissenschaft 
wäre erforderlich, daß die beteiligten Besatzungs­
mächte von den ibeiden genannten Verträgen - es 
handelt sich ,um Verträge - durch ausdrückliche 
Erklärung :rurücktreten. Diesen Standpunkt ver-

. treten namhafte Völkerrechtsleilrner und namhafte 
Juristen, so Ernst Sauer in seiner „Grundlage des 
Völkerrechts", Köln 1947, und Ernst Giese im 
„Völkerr-echt". 

Das Bonner Grundgesetz enthält im Gegensatz 
zur Bismarckschen Verfassung - Artikel 4 - und 
:zmr Weimarer Verfassung - Artikel 47 und 50 -
k~ine ausdrücklichen Bestimmungen über die 
Wehrhoheit. Das ist nicht nur auf die Kontrollrats­
proklamation Nr. 2 und das Potsdamer Abkommen 
.zurückzuführen - wie J ellinek in einem Artikel 
,ausführt -, sondern 1auch auf die T.atsache, daß 
das Bonner Grundgesetz vom Geist der völligen 
Militärlosigkeit erfüllt ist. Das kann ernsthaft 
nicht bestritten werden. Es heißt nämlich in dem 

vielzfüerten Artikel 4 Absatz 3, der bei der De­
batte eine große Rolle gespielt hat: 

Niemand :darf gegen sein Gewissen zum 
Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen wer­
den. Das Näiher-e regelt ein Bundesgesetz. 

Der Einwand des Professors Dr. Nawiasky und 
anderer, diese Bestimmung setze eine Wehrmacht 
voraus, ist nach unserer Ansicht eine völlige Ver­
kenniung der Motiive der Gesetzgeber des Grund­
gesetzes. In Wahl"heit wollten die Grundgesetz­
geiber ihre pazifistische Gesinniung besonders kund­
tiun. Richt1g ist die Ansicht von Wolgast in seinem 
Artikel „Grundgesetz und Wehrmacht" in Heft 2 
der „Öffentlichen Verwaltung". Ich- 1bitte, mich 
nicht fälsch zu verstehen: Ich lege lediglich die 
juristische Ansicht •dar und sag.e am Schluß auch 
unsere Auffassung, daß wir uns selbstverständlich 
zum 1Schutze des christlichen .&bendlandes und un-
serer Heimat bekennen. - -

Nach allgemeiner Meinung 'ist der Wille des Ge­
setzgebers bei Auslegung der von ihm gesch·affenen 
Normen 'ZU berücksichtigen. Das hat die ständige 
Rechtsprechung des Reichsgerichts gezeigt. Ent­
g,egen der-von Nrawiasky vertretenen Lehrmeinung 
ist der Wille des Geset:zigebers im Zeitpunkt des 
Erlasses des Gesetzes maßgebend, nicht der gegen­
wärtige Wille. E's kann keinem Zwei:ßel unterliegen, 
daß die Vrerfasser des Bonner Grundigesetzes eine 
Stellungnahme ZJUr Wehrhoheit absichtlich in dem 
Bewußtsein vermieden iha'ben, daß Deutschland 
keine Wehrmacht mehr erhalten werde. 

Aber nun, meine Damen und Herren, sollen die 
beiden genannten besatzungsrechtlichen Bestim­
mungen nicht mehr gelten, .und es ist dies die bei 
den Westmächten herrschend gewordene, völker­
rechtlich abzulehnende Meinung. Es wird behaup­
tet, aus der Natur einer Wehrorganisation ergebe 
sich, daß deren Sch~ffung eine Angelegenheit des 
Bundes sei. Seit dem Bestehen der USA ist es eine 
typische Streitfrage der bundesstaatlichen Verfas­
sung, ob der Bund neben den ihm ausdrücklich 
übertragenen Zuständigkeiten zu solchen Maßnah­
men befugt ist, die sich aus der Natur der Sache 
ergeben. Diese Auffassung ist unter der Weimarer 
Verfassung herrschend geworden, sie ist aber sehr 
umstritten. Nawiasky bejaht sie, andere Staats­
rechtslehrer verneinen sie. Als Beispiele einer 
zwangsläufigen Einheitsregelung aus der Weima­
rer Zeit ohne ausdrückliche Verfassungsregelung 
nennt Nawiasky das Reichsverfassungsrecht, die 
Behördenorganisation des Reiches, das Dienstrecht 
der Reichsbeamten. Vergleichspunkte der genann­
ten Beispiele mit der Wehrorganisation fehlen 
aber vollständig. Es ist klar, daß das Dienstrecht 
der Reichsbeamten und die Behördenorganisation 
des Reiches einheitlich durch das Reich geregelt 
werden muß, aber diese Frage kann doch nicht mit 
der Wehrorganisation verglichen werden. Eine ein­
heitliche Organisation kann zwar unter Umständen 
bei irgendeiner Sache wünschenswert sein, aber 
aus der Natur der Sache ergibt sich nicht zwangs­
läufig als ungeschriebene's Verfassungsrecht die 
Zuständigkeit des Bundes. Dies ist in zahlreichen 
Fällen bereits in der Bismarckschen und in der 
Weimarer Verfassung gezeigt worden. 
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Nun steht der bekannte Staatsrechtslehrer Jel­
linek ebenfalls auf dem Standpunkt Nawiaskys. Er 
führt aus: 

Es gibt im Verfassungsrecht auch Evidenz. 
Es ist aber evident, das heißt es bedarf keines 
näheren Beweises, daß eine so sehr auf Ein­
heitsuniformierung ausgerichtete Gesetzgebung 
wie die über das Wehrwesen nur dem Bund 
und nicht den Ländern zustehen kann. Man 
stelle sich nur vor, daß sonst das eine deutsche 
Land Soldaten hat, das andere aber sich wei­
gern könnte, das gleiche zu tun, um zu erken­
nen, daß, wenn sich die Notwendigkeit einer 
Wehrgesetzgebung erweisen sollte, es nur die 
Bundesgesetzgebung sein kann. 

Bis hierher das Zitat des Staatsrechtslehrers Jel­
linek. Mit Recht erwidert der Staatsrechtslehrer 
Manfred Obermeier auf den Artikel von Jellinek 
in Heft 4 der „Öffentlichen Verwaltung", Jahrgang 
1952, es sei unzulässig, mit dem Argument der 
Evidenz und der implied powers den Artikel 70 
Absatz 1 des Grundgesetzes auszulegen. Artikel 70 
lautet: 

(1) Die Länder haben das Recht der Gesetz­
gebung, soweit dieses Grundgesetz nicht dem 
Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht. 

(2) Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwi­
schen Bund und Ländern bemißt sfoh nach den 
Vorschriften dieses Grundgesetzes über die 
ausschließliche und die konkurrierende Gesetz­
gebung. 

- Eine solche Auslegung würde den Willen des 
Rechtsanwendenden an die Stelle des gesetzgeberi­
schen Willens setzen, und der Diener des Gesetzes 
macht sich so zu seinem Herrn, 

Dann viertens! Aus Artikel 70 des Gruridgesetzes 
ergibt sich klar und deutlich, daß die Länder das 
Recht der Gesetzgebung haben, soweit nicht dem 
Bund aui;;drücklich die Gesetzgebung verliehen ist. 

(Abg. Meixner: Nehmen Sie den Artikel 73!) 

- Darauf komme ich noch. Die Gesetzgebungs­
kompetenz des Bundes bildet die nicht zu vermu­
tende Ausnahme. Sie besteht nur insofern und in­
soweit, als das Grundgesetz die Zuständigkeit des 
Bundes ausdrücklich vorsieht. In seinem Kommen­
tar zum Grundgesetz vertritt Giese ebenfalls die 
Auffassung, die ich hier dargelegt habe. Es ist ein 
allgemeiner Grundsatz unseres Rechtes, daß bei 
ausdrücklicher Aufzählung der Zuständigkeiten 
einer Instanz ihr darüber hinaus nicht noch mehr 
Zuständigkeiten zukommen. Das ist der bekannte 
Enumerationsgrundsatz, den ja die Juristen wahr­
scheinlich zur Genüge kennen. Da ein Fall der im­
plied powers, soweit man überhaupt diesen Ge­
sichtspunkt der Hilfszuständigkeitsrechte grund­
sätzlich anerkennt, nicht vorliegt, ist die Zustän­
digkeit des Bundes bei der Frage der Remilitari­
sierung, wenn· nicht die. Bonner Verfassung, die 
bayerische Verfassung, das Kontrollratsgesetz und 
das Potsdamer Abkommen geändert werden, rein 
staatsrechtlich nicht gegeben. Solange die genann-

ten besatzungsrechtlichen Bestimmungen, die eine 
Remilitarisierung untersagen, weitergelten, kann 
jedoch die Frage, ob der Bund oder die Länder für 
die Wehrhoheit zuständig sind, nicht akut werden. 
Unrichtig ist jedoch die Meinung, weil unbestritten 
bei Inkrafttreten des Grundgesetzes die Tätigkeit 
deutscher Organe auf militärischem Gebiet ver­
boten war, sei der Gesetzgeber gar nicht in der 
Lage gewesen, durch Artikel 70 die Wehrgesetz­
gebungszuständigkeit den Ländern zuzuweisen. Es 
besteht also eine Lücke in der Zuständigkeitsver­
teilung. Daher müßte zuerst das Grundgesetz nach 
Artikel 79 mit Zustimmung von zwei Dritteln der 
Mitglieder des Bundestags und von zwei Dritteln 
der Mitglieder des Bundesrats ergänzt werden. 
Demgegenüber ist zu bemerken, die grundsätzliche 
Verteilung der Zuständigkeit nach Artikel 70 des 
Grundgesetzes -auf die Länder als Regel bezieht 
sich in Wahrheit auch auf solche Materien, die im 
Zeitpunkt des Erlasses des Grundgesetzes noch 
nicht aktuell waren und erst später Gegenstand 
der Gesetzgebung wurden. Andernfalls. hätte das 
Grundgesetz einen Vorbehalt aussprechen müssen. 

Nun berufen sich Nawiasky und Jellinek, nach 
unserer Ansicht z;u Unrecht, bei Verteidigung ihrer 
Auffassung, daß dem Bund die Wehrhoheit zustehe, 
einmal auf den bereits genannten Artikel 4 Absatz 3 
der Bonner Verfassung. Selbst wenn die Grund­
gesetzgeber hier an eine Wehrmacht gedacht hätten, 
was, wie dargelegt, nicht zutrifft, ·so wäre noch 
lange nicht gesagt, daß der Bund für diese Wehr­
organisation zuständig ist. Auch gegenüber einer 
Wehrmacht, die von den Ländern organisiert wird, 
könnte das Grundgesetz den moralischen Schutz der 
Kriegsdienstverweigerer in Form des. Artikels 4 Ab­
satz 3 bestimmt haben. Außerdem beruft sich Na­
wiasky auf Artikel 24 Absatz 1. Dieser Artikel, 
der in Absatz 1 bestimmt: „Der Bund kann durch 
Gesetz Hoheitsrechte .auf zwischenstaatliche Ein­
richtungen übertragen", macht aber keine Ein­
schränkung in ·der Art der betreffenden Hoheits­
rechte. Auch wenn man alle nur möglichen staat­
lichen Hoheitsrechte darunter fallen läßt, ist damit 
keineswegs gesagt, daß hier die Wehrhoheit ·ins 
Auge gefaßt ist. Gänzlich ungerechtfertigt ist der 
Schluß vom Größeren auf das Kleinere, der Bund 
müsse, wenn er ein solches Recht übertragen kann, 
es erst recht ausüben können. Denn: in Absatz 1 des 
Artikels 24 ist nicht ausgedrückt, daß der Bund 
gerade die Wehrhoheit übertragen kann. Wenn der 
GesetzgebeP ganz allgemein von Hoheitsrechten 
spricht, ist es immer noch denkbar, daß einzelne 
Hoh~itsrechte aus irgendwelchen besonderen Grün­
den nicht Gegenstand der speziellen gesetzlichen 
Regelung sind. Nach Artikel 24 Absatz 2 kann sich 
der Bund zur Wahrung des Friedens einem System 
kollektiver Sicherheit einordnen und wird hierbei 
in die Beschränkungen seiner Hoheitsrechte einwil­
ligen, die eine friedliche und dauerhafte Ordnung 
in Europa und zwischen den Völkern der Welt 
herbeiführen und sichern. Nach der durchaus rich­
tigen Ansicht von. Nawiasky ist hier an den Beitritt 
zu den Vereinten Nationen beziehungsweise zu 
einer europäischen Union gedacht. Wenn auch die 
Satzung der UN in Artikel 43 vorsieht, daß sich alle 
Mitgliedstaaten verpflichten, als Beitrag zur Erhal-
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tung des Völkerfriedens und der internatiönalen 
Sicherheit dem Sicherheitsrat auf sein Ansuchen 
und auf Grund besonderer Abmachungen Streit­
kräfte z;pr Verfügung zu stellen, so ist damit keines­
wegs aus der scheinbar bestehenden Möglichkeit der 
Übernahme einer solchen Verpflichtung der Schluß 
gerechtfertigt, daß der Bund hierdurch ermächtigt 
sein soll, solche Streitkräfte aufzustellen. Ja selbst 
die tl)ernahme einer militärischen Verpflichtung 
kann für einen einzelnen Staat ausgeschlossen sein. 
Dies ergibt sich, wie erwähnt, aus dem Sinn des 
Grundgesetzes. Unter einem System kollektiver 
Sicherheit wird in der völkerrechtlichen Theorie 
ein Bündnissystem internationaler Friedenssiche­
rung verstanden, und für die Verwirklichung eines 
solchen Systems internationaler Friedenssicherung 
stehen, wie in neuerer Zeit zunehmend anerkannt­
wurde, verschiedene Möglichkeiten und unter­
schiedliche Rechtsformen zur Verfügung, nämlich -
Defensivbündnisse, Neutralisierungen oder univer­
selle Gemeinschaften wie Völkerbund und Vereinte 
Nationen. 

Nun hat der Vorsitzende des Verfassungsaus­
schusses, Dr. Carlo Schmid, seinerzeit den Artikel 24 
Absatz 2 dahin erläutert, daß die Einordnung in ein 
solches System kollektiver Sicherheit dazu dienen 
solle, die Sicherheit des Bundesgebiets zu gewähr­
leisten, und daß Deutschland keine Wehrmacht 
haben werde. Das mache es erforderlich, daß die 
Sicherheit in anderer Weise als durch ein natio­
nales militärisch-industrielles Machtpotential garan­
tiert werde. Die Gesetzgeber des Grundgesetzes 
haben also gerade im Zusammenhang mit Arti­
kel 24 Absatz 2 den Gedanken einer Wehrmacht 
eliminiert. Die Meinung voh Jellinek und Nawia­
sky, die Einordnung des Bundes in ein System kol­
lektiver Sicherheit sei ohne Beisteuerung ausge­
bildeter Soldaten unmöglich·, geht dalier fehl. Der 
Sinn des Artikels 24 ist nur der einer Beschränkung 
von Hoheitsrechten im Wege der einfachen Gesetz­
gebung. Er ist eine lex specialis gegenü.ber dem 
Artikel 79 Absatz 1 und 2. 

Weiter wird gesagt, aus der Bestimmung des 
Artikels 26 Absatz 1 ergebe sich die Berechtigung, 
einen Verteidigungskrieg vorzubereiten. Diese 
Schlußfolgerung von Nawiasky ist abwegig. Dort 
heißt es im Wortlaut: 

Handlungen, die geeignet sind und in der 
Absicht vorgenommen werden, das friedliche 
Zusammenleben der Völker zu stören, ins­
besondere die F-Uhrung eines Angriffskrieges 
vorzubereiten, sind verfassungswidrig. Sie sind 
unter. Strafe zu stellen. 

Diese Bestimmung ist ebenfalls eine besondere Be­
tonung der friedlichen Grundeinstellung der Ver­
fasser des Bonner ,Grundgesetzes. Selbst wenn der 
von Nawiasky in sie hineingelegte Sinn zuträfe, ist 
damit noch nicht die Zuständigkeit des Bundes für 
eine Wehrmacht bewiesen. Anderseits läßt sich 
nach der Ansicht verschiedener Kritiker der bereits 
eingeleitete Versuch, eine Wehrmacht zu organisie­
ren, nach Artikel 26 Absatz 1 als verfassungswidrig 

beurteilen; denn die Form, in der in Bonn die Auf­
stellung der Wehrmacht durchgeführt wird, ist ge­
eignet, die Gefahr - die Gefahr!, ich spreche hier 
rein juristisch - -

(Abg. Eberhard: Großartig, ausgezeichnet, 
Herr Kollege! - Abg. Elsen: Ist das von 

Etzel?) 

- Das ist nicht von Etzel, da brauchen Sie keine 
Angst zu haben, Elsen! 

(Heiterkeit) 

Es gibt auch ausgezeichnete Völkerrechtslehrer, bei 
denen man sich einen Rat erholen kann. 

'(Zuruf von der CSU) 

Ich hiaibe :gesagt, Artikel 26 Aibsatz 1! Ich will 
doch die Rechtsverhältnisse klären, Herr Kollege; 
es dreht sich hier doch nicht um tierärztliche An­
gelegenheiten! 

(Heiterkeit) 

Die Form, in der in Bonn die Aufstellung der 
Wehrmacht durchgeführt wird, ist geeignet, die 
Gefahr eines Präventivkriegs heraufzubeschwören 
- kann geeignet sein! Die subjektive Absicht, 
welche der Artikel 26 Absatz 1 erfordert, scheint 
bei der sehr aktiven- Tätigkeit der betreffenden 
Kreise trotz gegenteiliger Beteuerungen nach An­
sicht einer Reihe von Kritikern bewiesen zu sein. 

Nawiasky ist in diesem Zusammenhang auch 
noch der Ansicht, die Pflege der Beziehungen zu 
auswärtigen Staaten sei nach Artikel 32 Absatz 1 
Sache des Bundes. 

(Zuruf von der CSU) 

- Meine Damen und Herren, ich bin gleich fertig 
mit dieser juristischen Begründung, 

(Unruhe) 

aber ich lege Wert darauf, daß im Bayerischen 
Landtag wenigstens einmal über· diesen juristischen 
Zusammenhang gesprochen wird, weil wir sonst 
zu einem Marionettentheater heruntersinken. 

(Lebhafter Beifall bei der BP) 

Nach Artikel 59, Absatz 2 bedürfen solche Ver­
träge, welche die politischen Beziehungen des Bun­
des regeln, der Zustimmung oder der Mitwirkung 
der jeweils für die Bundesgesetzgebung zuständigen 
Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes. 
Zu derartigen politischen Verträgen gehören an sich 
jene, welche defensive militärische Hilfeleistungen 
zum Gegenstand haben. In abstracto wäre die Zu­
stimmung der gesetzgebenden Faktoren in Form 
eines einfachen Bundesgesetzes möglich. Die Er­
füllung solcher Verpflichtungen setzt auch eine 
Wehrmacht und ein Wehrgesetz voraus. 

Die Argumentierung geht jedoch in ähnlicher 
Weise wie bei Berufung auf Artikel 24 fehl. Die 
Schlußfolgerung von Nawiasky, daß in einem sol­
chen Vertrag geradezu die Verpflichtung zum Erlaß 
eines ·Wehrgesetzes übernommen werden könne 
und was der Bund auf diese Weise im Verhältnis 
zum Ausland regeln könne, müsse er doch auch für 
seinen eigenen Bereich regeln können, und zwar auf 
dem gleichen Wege eines einfachen Bundsgesetzes, 
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ist abwegig. Aus der Tatsache, daß unter den Be­
griff der Verträge, welche die politischen Beziehun­
gen zum Ausland regeln, an sich auch militärische 
Beistandspakte fallen, fo1gt doch auf .keinen Fall 
bedingungslos die Möglichkeit, eine Wehrorganisa­
tion zu schaffen und ergibt sich auch nicht die Zu­
ständigkeit des Bundes. 

Nach Artikel 140 des Grundgesetzes gilt neben 
den Bestimmungen der Artikel 136 mit 139 auch 
Artikel 141 der Weimarer Verfassung fort. Im 
Artikel 1'11 der Weimarer Verfassung heißt es: 

Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und 
Seelsorge im Heer, in Krankenhäusern, Straf­
anstalten oder sonstigen öffentlichen Anstal­
ten besteht, sind die Religionsgemeinschaften 
zur Vornahme religiöser Handlungen zuzu­
lassen. 

Wenn auch die Grundgesetzgeber nicht ausdrück­
lich darauf verwiesen, daß eine Seelsorge im Heer 
nicht in Frage komme, weil keine Wehrmacht be­
steht, läßt sich diese Unausgeglichenheit nicht als 
Anhaltspunkt dafür werten - - · 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich glauibe, daß die Pro1bleme, die jetzt erörtert 
werden, doch ·eigentlich so weit am Rande liegen, 
daß ihre Aufrollung zur Begründung der Inter­
pellation nicht uilibedingt notwendig ist. 

Dr. Baumgartner (BP): Herr Präsident, ich bin 
gleich ferttg. Ich ha1be absichtlich alfes, was Bund 
und Länder betrifft, herangezogen, weil ich den 
Herrn Ministerpräsidenten gebeten !habe, zu die­
sem schwerwiegenden Problem Stellung zu neh-
men. 

Die Behauptung des · Bundeskanz1ers, daß die 
Remilitarisierung keine Änderung des Grundge­
setzes erfordere, können wir nicht anerkennen. 
Nach ·unserer Ansicht ist eine Änderung des Grund­
gesetzes notwendig 

{A:bg. :Stock: 1Sehr gut!) 

und nach unserer Ansicht ist ·auch eine .Änderung 
der bayerischen Verfassung notwendig. Ich denke, 
das habe ich jetzt zur Genüge bewiesen, 

(A:bg. E<berhard: Großartig, ausgezeichnet!) 

ich haibe nicht nur etwas behauptet. 
Zweitens: Meine Damen und Herren! Die baye­

rische Verfassung kennt ebenso wie das Bonner 
Grundgesetz keine Bestimmungen über die Wehr­
hoheit. Zur Zeit ihrer Schaffung galten auch noch 
das Kontrollratsgesetz Nr. 2 und das Potsdamer 
Abkommen. In der bayerischen Verfassung ist auch 
keine Bestimmung der Art enthalten wie in der 
hessischen; Hessen bekennt sich in der Verfassung 
zu Frieden, Freiheit und Völkerverständigung, der 
Krieg ist nach der hessischen Verfassung geächtet. 
Ein solcher Art!kel besteht bei uns nicht. Wir sind" 
der Ansicht, daß auch. die bayerisch·e Verfassung 
geändert werden müßte. 

.AJußevdem meinen wir, daß das Gesetz Nr. 94 
vom 21. November 1947 geändert werden müßte, 

wonach kein Staats;bürg•er zum Militärdienst oder 
zur ·Teilnahme an Kriegshandlungen gezwungen 
werden kann. 

{Unruhe) 

Nur noch ·ein paar Sätze, meine Damen und Her­
ren; ich danke Ihnen, diaß :Sie mir so lange gefolgt 
sind. 

(.A!bg. Dr. Brücher: Das war sehr schwer!) 

Zusammenfassend foann man sagen: Reinj uristisch 
stehen entgegen das Kontrollratsgesetz Nr. 2, das. 
Potsdamer Abkommen, das Bonner Grundgesetz, 
die bayerische Verfassung und das Gesetz Nr. 94 in 
Bayern. 

{Zuruf des Abg. Stock) 

Wir sind ein Staat; wir sind ein Staatswesen und 
wir wehren uns gegen die Methode, gegen die 
Form, wie man vorgegangen ist. Man erzählt uns 
jetzt plötzlich, daß wir 12 Divisionen 1bekommen, 
daß das 10,2 Milliarden kostet, daß man aber keine 
neuen Steuern braucht, sondern einfach cl.en Län­
dern 40 ·Prozent der Einkommen- und Körper­
schaftsteuer wegnimmt. Wir wehren uns dagegen, 
daß man die Dinge einfach •als Selbstverständlich­
keit 'betrachtet und •daß der souveräne Bayerische 
Landtag zu diesen schwerwiegenden Zusammen­
hängen gar nicht Stellung nehmen soll. Das ist der 
Grund, weshalb meine Fraktion diese Interpella­
tion eingebracht hat. Ich darf den Herr:q. Minister­
präsidenten bitten, die Interpellation zu 1beantwor­
ten. 

Soll ich gleich die andere Frage •behandeln? 

(Zustimmung des Ministerpräsidenten) · 

Ich kann das ganz Jmrz 1behandeln; ich brauche 
dazu nur drei Minuten. - Der zweite Teil der An­
frage an den Herrn Ministerpräsidenten bezieht 
sich auf die Frage der gesamtdeutschen Wahlen. 
Wir freuen uns, ihierbei den Herrn Ministerpräsi­
denten in seiner Haltung unterstützen zu können, 
die er ber·eits in einem Telegramm an ,den Herrn 
Bundeskanzler kundgetan hat. Der Grund, weshalb 
wir diese Interpellation ·eingereicht haben, ist fol­
gender: Es bestehen Meimmgsvernchiedenheiten 
über die Nationalversammlung, die auf Grund ge­
sambdeutscher Wahlen einberufen werden soll. Ein 
Teil des Bundestags ist der Meinung, man müsse 
eine Nationalversammlung einberufen - und das 
geht aus dem Protokoll der 189. Sitzung des Bun­
destags vom 6. Feibruar 1952 hervor -, die gesetz­
gebend, regi:erungsbildend, kontrollierend und ver­
fassunggebend sein müsse. Wir dagegen stehen auf 
dem Standpunkt, daß diese Nationalversammlung 
nur den Entwurf - wir gehen noch weiter als der 
Hen Ministerpräsident - zu einer Verfassung aus­
zua!'beiten hat und daß dieser Entwurf der Ver­
fassung dann den Ländern vorgelegt und erst nach 
dieser Verfassung eine gesetzgebende Körperschaft 
gebildet werden soll. Wir lehnen also eine gesetz­
gebende, r·egierungsbildende und kontrollierende 
Nationalversammlung nach den freien Wahlen ab; 
vielmehr soll eine Nationalversammlung zunächst 
nur den Entwurf einer Verfassung ausarbeiten und 
nicht eine Gesetzgebungsgewa,l.t ha·ben. 
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Der Herr Ministerpräsident hat, wie ibereits er­
wähnt, in einem Telegramm an den Herrn Bundes­
kanzler dazu Stellung genommen. Dr. ScP.umacher 
ist ihierin anderer Auffassung; er hat sich gegen 
den Herrn Ministerpräsidenten gewandt. Da un­
sere Regierung aus Exponenten - ich sage das 
ganz sachlich - der Schumacherschen und der 
Adenauerschen Richtung zusammengesetzt ist, müs­
sen wir im Bayerischen, Landtag wissen, wie die 
bayerische Staatsr·egierung ZJU di:esem schwerwie­
genden Problem steht. 

(Leibhafter Beifall bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Interpellation erteile ich das Wort dem Herrn 
Ministerpräsidenten. 

Dr. Ehard, Ministerpräsident: Herr Präsident! 
Meine Damen! Meine Herren! Ih der Interpellation 
1auf Beilage 2417 wird von mir eine Aufklärung 
über die Haltung der bayerischen Staatsregierung 
verlangt: einmal in der Frage der Wiederauf­
rüstung Westdevtschlands und zweitens· in der Fra.ge 
der gesamtdeutschen Wahlen und der Vorbereitun­
gen für eine deutsche Natioll!alversammlung. Diese 
Auskunft zu geben, ibin ich seJ.bstverständlich be­
n~it. 

Was der Begründer der Interpellation aber von 
mir will, · ist gewissermaßen ein theoretisches 
Rechtsgutachten. Er will von mir wissen - auch 
wieder theoretisch -, welche Stellrungnahme ich 
für oder gegen seine, von ihm -subjektiv · 

(Aibg. Dr. Barumgartner: Nein!) 

vertretene Auffassung einnehme - die mindestens 
sehr ·zweifelhaft ist. 

'(Aibg. Dr. Baumgiartner: Nur die Ansicht 
der Regierung will ich wissen!) 

Ich muß es ablehnen, ein theoretisches Rechtsgut­
achten ·zu geben; ich ibin aber sehr gern ibereit, eine 
Aufklärung übeir die Fragen zu geben. 

(Aibg. Dr. Barumgartner: Herr Ministerprä-' 
sident, das ist ein Irrtum! Ich habe als Ab­
geordneter mit meiner Fraktion das Recht, 
die Meinung der Regierung zu ihören. Das 

ist unsere Ansicht!) 

- Die Ansicht der Regierung hören - da müssen 
Sie sich aber die zuständige Regierung heraus­
suchen, wenn Sie eine theoretische Auseinander­
setzung herbeiführen wollen, und das ist in dem 
Fall, glaube ich, die Bundesregierung. Es wäre die 
Möglichkeit gegeben, und sie war auch vorhanden. 
Sie haben auch davon Ge]Jrauch gemacht; ich kann 
Ihnen, wenn Sie wollen, das stenographische Pro­
tokoll auf den Tisch legen. Sie haben von der Mög­
lichkeit Gebrauch gemacht, sich im Bundestag ein­
gehend zu äußern. Ihr Herr Parteigenosse Dr. Etzel 
hat das in einer ausführlichen Weise getan. 

Aber nun zu den Fragen, die an mich gerichtet 
werden. Zur ersten Frage: Nach Artikel 50 des 
Grundgesetzes wirken die Länder bei der Gesetz­
gebung und Verwaltung des Bundes durch den 

Bundesrat mit. Bisher waren aber weder die 
Grundsatzfrage der Leistung eines deutschen Wehr­
beitrags überhaupt noch die von der Beantwortung 
dieser Grundsatzfrage abhängige weitere Frage 
nach den im Fall der Leistung eines etwaigen deut­
schen Wehrbeitrags erforderlichen gesetzgeberi­
schen Maßnahmen Gegenstand einer Beratung oder 
Beschlußfassung des Deutschen Bundesrats oder 
eines seiner Ausschüsse. Für die Bayerische Staats­
regierung bestand daher bisher kein Anlaß, zur 
Frage eines deutschen Wehrbeitrags als solcher 
Stellung zu nehmen. Aus dem gleichen Grund be­
stand auch für mich in meiner Eigenschaft als 
Ministerpräsident bisher kein Anlaß, zur Bestim-

.. mung von Richtlinien für die Stellungnahme der 
bayerischen Staatsregierung zu den angesproche­
nen Fragen. Es ist auch bisher irgendeine Vorlage 
an den Bundesrat oder an einen seiner Ausschüsse 
nicht ergangen. 

Zweitens die Frage der gesamtdeutschen Wah­
len! Auch mit der Frage gesamtdeutscher Wahlen 
und der BÜdung einer verfassunggebenden deut­
schen Nationalversammlung hat sich bisher der 
Bundesrat noch nicht beschäftigt. Der Deu~sche 
Bundestag hat in seiner 165. Sitzung vom 27. Sep­
tember 1951 die Ankündigung der Bundesregie­
rung gebilligt, eine Wahlordnung für freie gesamt­
deutsche Wahlen vorzulegen. In der gleichen Sit­
zung hat der Deutsche Bundestag gegen die Stim­
men der Kommunisten mit den Stimmen aller üb­
rigen Fraktionen, auch der Bundestagsfraktion der 
Herren Interpellanten, unter anderem beschlossen, 
zur Förderung der Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands in Freiheit mit friedlichen Mitteln 
die Bundesregierung zu ersuchen, an die Regierun­
gen der vier Besatzungsmächte die Aufforderung 
zu richten, dem deutschen Volk baldigst Gelegen­
heit zu geben, in freien, allgemeinen, gleichen, ge­
heimen und direkten Wahlen unter internationaler 
Kontrolle eine verfassung- und gesetzgebende so­
wie regierungsbildende und kontrollierende Natio­
nalversammlung für das Gebiet der vier Besat­
zungs.zonen und Berlins zu wählen .. :- Ich bitte das 
nachzulesen auf der Bundestagsdrucksache 2596' 
und im Stenographischen Bericht über die 165. Sit­
zung des Bundestags vom 27. September 1951, Seite 
6712A. 

(Abg. von Knoeringen: Hört, hört! - Abg. 
Dr. Baumgartner: Die 189. Sitzung ist maß­
gebend! Erst da wurde über die Vorlage ab-

gestimmt.) 

Nach den ersten Informationen über die Befug­
nisse, welche der zu bildenden Nationalversamm­
lung eingeräumt werden sollten, wären diese nach 
bayerischer Auffassung erheblich über das Maß an 
Rechten und Befugnissen hinausgegangen, welches' 
einer deutschen Nationalversammlung zuzugestehen 
war. Am 13. Oktober 1951 habe ich mich d;aher 
~von Regensburg aus an den Herrn Bundeskanzler 
gewandt und die Unterstützung der bayerischen 
Staatsregierung für die Bemühungen zugesagt, die 
Möglichkeiten eines ehrlichen Ost-West-Gesprächs 
ernsthaft zu klären, das die Einheit und Freiheit 
Deutschlands mit unverrückbarem Sinn im Auge 
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hat und dem Ziel der Integrierung einer freien 
europäischen Gemeinschaft dient. Ich habe gleich­
·~eitig betont, daß die Wiedervereinigung des ge­
trennten Deutschlands durch die Abhaltung ge­
samtdeutscher Wahlen nach dem vom Bundestag 
gutgeheißenen Vorschlag niemals über eine Natio­
nalversammlung erstrebt werden darf, der gesetz­
gebende und gleichzeitig regierungsbildende und 
kontrollierende Befugnisse eingeräumt werden, 
bevor eine neue gesamtdeutsche Verfassung vor­
handen' ist die zustandezubringen die alleinige 
Aufgabe ei~er solchen Nationalversammlung sein 
könnte. Jegliche darüber hinausgehenden Vor­
schläge wie die unmittelbare Bildung einer pro?i­
sorischen Regierung habe ich als verfas('mngsw1d­
rig bezeichnet. Ich erinnerte in diesem Zusammen­
hang an den Artikel 146 des Grundgesetzes, nach 
dem das Grundgesetz an dem Tag seine Gültigkeit 
verliert an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die 
von de~ deutschen Volk in freier Entscheidung be­
schlossen ist. Ich habe ferner betont, daß nach Ar­
tikel 79 Absatz 3 des Grundgesetzes eine Ände­
rung dieses. Grundgesetzes, durch welche di.~ G:lie­
derung des Bundes in Länder, die grundsatzhche 
Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder 
die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grund­
sätze berührt werden, unzulässig ist. Darüber hin­
aus habe ich den Standpunkt der bayerischen 
Staatsregierung zur Frage gesamtdeutscher Wah­
len und zur Bildung einer deutschen ·Nationalver­
sammlung dahingehend umschyieben: 

Ein auf die deutsche Einheit abzielendes Un­
ternehmen kann unmöglich dadurch verwirk­
licht werden, daß schon im Beginn Gedanken 
hervortreten, die unabwendbar die deutsche 
Einheit gefährden müßten, wenn dabei .über 
die Länder und die föderative Struktur der 

·Bundesrepublik in verfassungswidriger Weise 
hinweggegangen werden ·wollte. Das darf um 
so weniger geschehen, als auch ein wiederver­
einigtes Deutsch)and, wenn es zu. einer echten 

· urrd inner·en E'inheit gelangen ·soll, erst recht 
nur ein föderalistisches Deutschland sein kann, 
bestehend aus lebenskräftigen und zur Mit­
wirkung am Ganzen befähigten Ländern! 

Auf Ersuchen habe icli übrigens den Standpunkt 
der bayerischen Staatsregierung zu den gesamt­
deutschen Wahlen zwei Mitgliedern des Hohen 
Hauses, Herrn Abgeordneten Dr. Josef Baumgart­
ner und Herrn Abgeordneten Dr.Josef Fischbacher, 
am 20. Oktober 1951 noch einmal ausführlich er-
1äuter:t. Bei dieser Gelegenheit habe ich auf die 
nicht nur Bayern, sondern Westdeutschland in sei­
ner Gesamtheit bedrohenden Gefahren hingewie­
sen; ich habe darauf hingewiesen, daß durch zu 
weitgehende Vollmachten an die zu bildende Na­
tionalversammlung das in Westdeutschland er­
reichte Maß staatspolitischer und wirtschaftspoli­
tischer Konsolidierung gefährdet wird. 

Ich nehme heute Gelegenheit, Verfälschungen 
unserer Vorstellung über gesamtdeutsche Wahlen 
oder über eine Nationalversammlung dahin zu be­
richtigen, daß mich bei der Absendung des Tele-

gramms an den Herrn Bundeskanzler vom 13. Ok­
tober 1951 nicht nur und nicht ausschließlich föde­
ralistische, sondern in erster Linie staatsrechtliche, 
die bayerischen und die gesamdeutschen Interessen 
bestimmende Überlegungen geleitet haben. 

Am 6. November 1951 hat die Bundesregierung 
dem Deutschen Bundesrat nach Artikel 53 des 
Grundgesetzes zur Unterrichtung den Entwurf eines 
Gesetzes über die Grundsätze für die fre.ie Wahl 
einer verfassunggebenden deutschen Nationalver­
sammlung übermittelt. AuCh dieser Entwurf sah, 
vornehmlich in seinen Artikeln 4, 5 und 6, für die 
Nationalversammlung noch Befugnisse vor, die nach 
bayerischer Auffassung zu weit gingen. Der revi­
dierte Entwurf der Bundesregierung vom 22. Ja­
nuar 1952 über die Grundsätze für die freie Wahl 
einer verfassunggebenden deutschen Nationalver­
sammlung hat wenigstens teilweise die bayerischen 
Beanstandungen berücksichtigt. Wie den Damen 
und Herren des Hohen Hauses bekannt ist, nahm 
der Bundestag in seiner Sitzung vom 6. Februar 
l952 den Gesetzentwurf für die freie Wahl einer 
verfassunggebenden deutschen Nationalversamm­
lung an, der am 27. Februar 1952 dem Bundesrat 
nicht etwa zur Beschlußfassung, sondern einfach 
zur Kenntnisnahme zugeleitet wurde. Es handelt 
sich ja nicht, wie der Titel den Anschel.n erwecken 
möchte, um einen wirklichen Gesetzentwurf, son­
dern um nichts anderes als um einen Vorschlag, 
der an die westdeutschen Regierungen gehen sollte. 
Denn nur sie allein könnten ein solches Gesetz er­
lassen, das die Möglichkeit von gesamtdeutschen 
Wahlen in einer solchen Weise festlegt. Eine Be­
ratung oder eine Beschlußfassung hat bisher weder 
in einem Ausschuß noch im Plenum des Bundesrats 
stattgefunden und wird wahrscheinlich auch nicht 
stattfinden, weil sich der Bundesrat mit der Sache 
nicht weiter befassen kann. 

Im übrigen darf ich noch auf eines hinweisen. 
Zu den beiden Fragen ist noch zu sagen, daß der 
bekannte russische Friedensvorschlag und die Ant­
wort der Westmächte darauf eine neue Situation 
geschaffen haben. Im Augenblick kann man nicht 
sagen, wie sich die Sache weiter entwickelt. 

Das ist das, was ich zu der Interpellation zu sagen 
habe. · 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich frage das Hohe 
Haus, ob es inßine Aussprache über diese Antwort 
des Herrn Ministerpräsidenten einzutreten wünscht. 

(Zustimmung und Widerspruch) 
- Die Unterstützung genügt nicht. Für sie wären 
mindestens 25 Stimmen notwendig gewesen. 

Der Herr Abgeordnete Haußleiter will einen An­
.trag stellen. Dazu erhält er das Wort - nur zur 
Antragstellung, nicht zu einer Besprechung. 

Haußleiter (DG): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Auf Grund des § 43 Absatz 3 der Ge­
schäft~ordnung erlaube ich mir zu Punkt 1 der 
Interpellation folgenden Antrag zu stellen: 

Die Antwort des Herrn Ministerpräsidenten 
entspricht nicht der Meinung.des Landtags. 
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Ich darf das vielleicht mit einigen Sätzen begrün• 
den: 

Erstens! Ein Antrag der Deutschen Gemeinscha:ft 
zu der Frage der Remilitarisierung liegt bereits seit 
Dezember 1950 vor. Damals ist eine Aussprache bis 
zur Stellungnahme der Regierung verschoben wor­
den·. Der Ministerpräsident hatte also einen Anlaß, 
Stellung zu nehmen. Er ist dem bisher ausgewichen. 

Zweitens: Er müßte mindestens in einem Punkte 
antworten, nämlich auf die Frage der Bayernpartei, 
ob die Politik der Remilitarisierung mit der bayeri­
schen Staatsverfassung übereinstimmt. Das Parla­
ment hat zum mindesten das Recht, die Meinung 
seines Ministerpräsidenten über eine solche Frage 
eindeutig zu erfahren. 

Drittens: Der Ministerpräsident hat eindeutige 
Äußerungen in Presseerklärungen zur Remilitari­
sierung gemacht und er hat sogar die Frage mög­
licher bayerischer Einheiten diskutiert. Es wäre 
mindestens bei diesem Anlaß notwendig und richtig 
gewesen, daß er seinen Standpunkt, den er in der 
Presse und in der Öffentlic...h.keit vertritt; auch dem 
Hohen Hause mitteilt, Wenn er das nicht getan hat, 
hat meiner Ansicht nach, schon um das Recht des 
Parlaments zu wahren, d~s Parlament festzustel­
len, daß die Antwort des ·Ministerpräsidenten, er 
habe keinen Anlaß, in dieser Frage dem Haus Er­
klärungen zu geben, nicht der Meinung des Hauses 
entspricht. Ich richte mich also gegen die formelle 
Begründung, ·die der Herr Ministerpräsident dafür 
gegeben hat, daß er dem Hohen Hause keine Aus­
kunft erteilt hat. 

Ich darf weiter .den Antrag stellen, auch zu Punkt 2 
der Interpellation festzustellen, daß die Antwort 
des Herrn Ministerpräsidenten nicht der Meinung 
des Hauses entspricht. Der Antrag der Sozialdemo­
kratischen Partei in der Frage der gesamtdeutschen 
Wahlen ist, wenn ich recht informiert bin, im Bun­
destag einstimmig angenommen worden. Ich halte 
diesen Antrag in der Form, in der er gestellt wurde, 
politisch für notwendig und verfassungsrechtlich 
für möglich, und zwar aus folgenden Gründen. Die 
Politik, die der Herr Ministerpräsident betreibt, 
stabilisiert im Grunde über die Wahl einer Na­
tionalversammlung hinaus - -

(Unruhe und ~urufe) 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich bemerke, daß nur ein Antrag gestellt werden 
kann, daß Sie aber nicht zur Begründung des An­
trags in die Debatte eintreten können. 

(Zuruf: Schluß machen!) 

Haußleiter (DG): Gut, Herr Präsident. Ich darf 
dann folgendes sagen: Ich begründe meinen Antrag 
damit, daß der Herr Ministerpräsident damals diese 

" Haltung ohne Befragung des Hauses eingenommen 
hat und daß seine Antwort meiner Ansicht nach 
nicllt der Meinung des Hauses entspricht. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Geschäftsord­
rnmg Herr Abgeordneter Dr. \Baumgartner! 

Dr. Baumgartner '(BP): Meine Damen und F,[er­
ren! Ich habe di:e Antwort des Herrn Ministerpräsi­
denten zur Frage unter a so ·aufgefaßt, daß er dazu 
heute Ü!berhaupt nicht Stellung nehmen wird, weil 
diese Angelegenheit im Hundes,r,at noch nicht be­
handelt ist. Wenn der Herr Ministerpräs~dent be­
reit ist, dem Landtag Ü!ber die Haltung der bayeri­
schen Staatsregierung Auskunft z;u geiben, sobald 
die Angelegenheit im Bundesrat behandelt wird, 
dann haben wir keine Vernn1assung, den Antrag 
'des Herrn Kollegen Haußleiter zu unterstützen. Ich 
'bitte daher den Herrn Ministerpräsidenten, zu er­
klären, ob er ibereit ist, uns Auskunft zu geben, 
sobal!d die Sache. im Bundesrat ibeihandelt wird. 

Dr. Ehard, Ministerpräsident: Es besteht ja ein 
Ausschuß für diesen Zweck. Ich ibin jederzeit be­
reit, in diesem Ausschuß Auskunft Z!U geben, so­
hi:!ld di:e Stellungna1hme des Bundesrats vorliegt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich frage nunmehr, 
wer ,den Antrag unterstützt, den der Herr Abge­
oDdnete Haußleiter soeben begründet und bekannt­
gegeben hat. Zur UnterstütZJUng sind 15 .Abgeord­
nete notwendig. - Die Unterstützung genügt nicht. 
Damit entfällt auch eine Abstimmung über diesen 
Antrag. 

(A:bg. Haußleiter: Zur Geschäftsordnung!) 

Zur GeschäftsoDdnung Herr A.rbgeordneter 
Haußleiter! 

Haußleiter {DG): Herr p,räsident, ich ha•be zwei 
Anträge gestellt. Der zweite Antrag ging dahin,. 
auch zu Punkt 2 der Interpellation festzustellen, 
daß die Antwort des Herrn Ministerpräs1denten 
nicht der Meinung des Hauses entspricht. Ich bitte 
doch, über dies·en zweiten Antrag ·abstimmen zu 
lassen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Gut. Ich war der 
Meinung, man könnte Ü!ber be±de Anträge in einem 
abstimmen. Es wird 1also gewünscht, daß über den 
zweiten Antrag besonders abgestimmt wird. Ich 
frage: Wer den Vorschl1ag des Herrn .Aibgeordneten 
Haußleiter zu Plunkt b der Interpellation unter­
stützt, der wolle sich vom Platz eirheben. - Auch 
diese Unterstützung genügt nicht. 

Damit ist Ziffer 7 der Tagesordnung erledigt. Ich 
schlage dem Hohen •Flause vor, die 1Sitzung heute 
zu beenden und morgen früh um 9 Uhr fortzu­
setzen. - Das Haus ist damit ·einv·erstanden. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß 'der Sitzung: 18 Uhrr 16 Minuten) 


